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A.
Vorbemerkungen

Seit 2006 hat der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe mehrfach vergeblich versucht, eine Einladung der chinesischen Seite für eine Reise in die Volksrepublik China zu bekommen. 2009 ist dies gelungen. Da sowohl Tibet als auch die Region Xinjiang, in der die ethnische Minderheit der Uighuren lebt, von großem Interesse für den Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe sind, hat die Delegation beschlossen, zunächst ein gemeinsames Programm in Peking zu absolvieren und sich danach aufzuteilen, so dass ein Teil der Delegation Lhasa in Tibet und der andere Teil Urumqi in Xinjiang besuchen konnte. Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages plante ebenfalls, im Frühjahr 2009 nach China zu fahren. Da zahlreiche der angedachten Gespräche für beide Ausschüsse von Interesse waren, haben die beiden Ausschüsse beschlossen, gemeinsam zu reisen. 
Für den Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe nahmen folgende Abgeordnete teil:
Holger Haibach, stellv. Vorsitzender des Ausschusses und Delegationsleiter in Peking und Tibet (CDU/CSU),

Jürgen Klimke, (CDU/CSU),

Burkhardt Müller-Sönksen, (FDP),

Ute Koczy, (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN).
Für den Petitionsausschuss nahmen folgende Abgeordnete teil:

Gabriele Lösekrug-Möller, Delegationsleiterin in Xinjiang (SPD),

Günter Baumann, (CDU/CSU),
Heidrun Bluhm, (DIE LINKE.).
Die Abgeordneten wurden begleitet von den Dolmetschern Florian Reissinger und Ming Shi sowie der Leiterin des Sekretariats des Ausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, Andrea Kerstges.
Ziel der Reise war es, sich ein aktuelles Bild von der menschenrechtlichen Situation in der Volksrepublik China, vor allem in Lhasa und in Urumqi zu verschaffen. Dabei ging es u. a. um die allgemeine menschenrechtliche Situation sowie um die besondere Lage der ethnischen und religiösen Minderheiten. 
Einen Tag vor Beginn der Reise hat die chinesische Regierung den Nationalen Aktionsplan für Menschenrechte bekanntgegeben, so dass sich dieser aufgrund der Aktualität wie ein roter Faden durch sämtliche Gespräche zog. Weitere Themen, die bei fast jedem der Gespräche eine Rolle spielten, waren die Abschaffung der Todesstrafe, die Administrativhaft, die Situation religiöser und ethnischer Minderheiten, die Auswirkungen der Wirtschaftskrise mit besonderem Blick auf die Situation der Wanderarbeiter sowie die mögliche Entwicklung eines Sozialversicherungssystems, insbesondere einer Krankenversicherung. Die Rechte von Frauen und Gewalt in den Familien wurde darüber hinaus ebenfalls mehrfach angesprochen. Alle Gespräche waren durch eine hohe Bereitschaft zum Austausch gekennzeichnet. 
Bei den regional- und fachpolitischen Debatten zeigte sich für die deutschen Delegationsteilnehmerinnen und –teilnehmer eine überraschende Pluralität der Positionen innerhalb des chinesischen Systems. Auf dieser Grundlage war es möglich, Kontroversen offen auszutragen. Von chinesischer Seite wurde stets deutlich gemacht, dass es bei der durchaus vorhandenen Dialogbereitschaft in einzelnen Punkten zwei rote Linien gibt, die nicht überschritten werden dürften: Zum einen die absolute Macht der Kommunistischen Partei Chinas und zum anderen die Einstaatpolitik (dies gilt sowohl für Tibet als auch für Taiwan). Von chinesischer Seite wurde zudem häufig betont, wie wichtig die Harmonie in der Gesellschaft sei und dass sich das Land in den letzten 30 Jahren sehr rasant entwickelt habe, vor allem im wirtschaftlichen Bereich und beim Gebrauch der neuen Medien, u. a. des Internet, in anderen Bereichen, z. B. den Menschenrechten, aber noch Zeit benötige. Auch wurde mehrfach betont, dass China durchaus bereit sei, Ratschläge des Westens in Sachen Menschenrechte entgegenzunehmen, nicht aber, wenn diese „von oben“ mit erhobenem Zeigefinger vorgetragen würden.
Die Abgeordneten haben sich mit Regierungsvertretern sowie Mitgliedern des Nationalen Volkskongresses und weiteren staatlichen Stellen, Vertretern der „Charta 08“ und Jurastudenten und –professoren der Xinjiang-Universität getroffen. Gesprächspartner waren zudem Vertreter der ethnischen (Tibeter, Uighuren) und religiösen (tibetische Mönche, Muslime, Protestanten) Minderheiten. Das Programm wurde von der chinesischen Seite gestaltet, wobei das Chinese People's Institute for Foreign Affairs (CPIFA), das zum Außenministerium der chinesischen Regierung gehört, einladende Organisation war. Von chinesischer Seite wurde stets betont, dass das Programm in den Regionen Tibet und Xinjiang von den dortigen lokalen Autoritäten festgelegt worden sei und die Zentrale in Peking darauf keinen Einfluss habe nehmen können. Das Gespräch mit Vertretern der Zivilgesellschaft (drei Menschenrechtsaktivisten, die zu den Mitinitiatoren der Charta 08 gehören) fand in der Residenz des deutschen Botschafters statt. Vertreter der chinesischen Regierung waren dabei nicht zugegen. Bei der gesamten Reise, sowohl in Peking als auch in den beiden Regionen, wurde die Delegation von der deutschen Botschaft und Vertretern der CPIFA begleitet. 
B. Details aus den Gesprächen

I.
Peking
1.
Gespräch im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
Gesprächspartner: Dr. Shen Yongxiang, stellv. Direktor der internationalen Abteilung

Dr. Shen Yongxiang legte in seinen einleitenden Ausführungen dar, China bemühe sich um den Schutz der Menschenrechte und der nationalen Minderheiten. Die chinesische Regierung erkenne die allgemeinen Prinzipien der Menschenrechte an. Von allen Regierungen sollten Maßnahmen zum Schutz der Menschenrechte entsprechend ihrer Gegebenheiten und der Entwicklung des jeweiligen Landes erfolgen. Unterschiedliche Entwicklungen in den einzelnen Ländern führten auch zu anderen Maßnahmen für die Menschenrechte. Es komme darauf an, dass alle Länder nach den Prinzipien der Gleichberechtigung und des gegenseitigen Respekts voneinander lernten. Mit Blick auf China sei festzuhalten, dass es 
1. seit 30 Jahren Fortschritte und Reformen in China gegeben habe, so bei der Bekämpfung der Armut und bei der wirtschaftlichen Entwicklung, auch im Sozialbereich. Es habe zudem Fortschritte bei den bürgerlichen Rechten gegeben sowie etwa 300 Gesetze, die sich mit Reformen und der Öffnung Chinas befassten, wobei es auch um die Verbesserung der Menschenrechte gehe.

2. durch die Förderung und den Schutz von Menschenrechten auch große Probleme entstünden. Während es bei der Entwicklung in den Städten enorme wirtschaftliche Fortschritte gegeben habe, gebe es in diesem Bereich weiterhin Probleme im Landesinnern und bis zu 90 Prozent der Armen in China lebten in ländlichen Gebieten.

3. das Wirtschafts- und Sozialsystem in China in den letzten 30 Jahren enorm verbessert worden sei. So habe es einen nationalen Kampf für das Gesundheitswesen gegeben und bis 2020 solle das nationale Versicherungssystem ausgebaut werden, in dem jeder Chinese dann versichert sei. Man habe bei den Menschenrechten bereits viel erreicht und sei optimistisch, dass es in der Zukunft noch besser werde. Die Mehrheit der Bevölkerung erkenne die Schritte der chinesischen Regierung an und sei zufrieden mit der Arbeit der Regierung. 

4. der Nationale Aktionsplan für Menschenrechte, der vor einigen Tagen veröffentlicht worden sei, die Regierung zu weiteren Fortschritten im Bereich der Menschenrechte verpflichte. Dabei würden die NGOs und Experten eingebunden. Besonders erwähnt seien in dem Plan Frauen, Kinder, Behinderte und nationale Minderheiten. Der Plan sei auf zunächst zwei Jahre befristet. Man habe auch einen Mechanismus zu dessen Umsetzung festgelegt. 

Abg. Haibach bedankte sich für die Eingangsausführungen und betonte, dass das Zustandekommen dieser Delegationsreise sehr wichtig sei. Bei dem Nationalen Aktionsplan für Menschenrechte stelle sich die Frage, ob dieser vergleichbar sei mit dem Menschenrechtsbericht der Bundesregierung, der alle zwei Jahre vorgelegt werden müsse. Er könne sich vorstellen, dass die Umsetzung der Ziele sehr schwer sei, da der Zeitraum nicht einmal zwei Jahre umfasse. 
Dr. Shen legte dar, bis Ende dieses Jahres wolle man die Umsetzung bereits evaluieren, um festzustellen, wo man vorangekommen sei und wo es Probleme gebe. Bis Ende 2010 benötige man dann eine ausführliche Evaluierung, die auch der Erfolgskontrolle dienen solle. Es sei tatsächlich nicht jede Behörde, so Dr. Shen auf weitere Nachfrage, bereit, den Aktionsplan gleichmäßig umzusetzen. Man werde jedoch auf eine Umsetzung drängen. 
Abschließend betonte er, dass die chinesisch-deutschen Beziehungen sehr gut seien und auch die Abgeordneten des Deutschen Bundestages als Vertreter der deutschen Bevölkerung viel dazu beitragen könnten. Dies liege in beiderseitigem Interesse.
2.
Gespräch mit der Einheitsfrontabteilung des Zentralkomitees der KP    China 

Gesprächspartner: Zhu Sita, stellvertretender Minister der Einheitsfrontabteilung
Zhu betonte, die KPCh lege sehr großen Wert auf den Schutz der Menschenrechte und China tausche sich zu diesem Thema regelmäßig mit Deutschland aus. Dies sei sehr wichtig und deshalb freue er sich über den Besuch der Delegation, da damit dieses wichtige Thema der Menschenrechte erneut nach China gebracht werde und man von einem gemeinsamen Austausch profitieren könne.
Der Delegationsleiter, Abg. Haibach, entgegnete, die Auffassung, dass der deutsch-chinesische Austausch sehr wichtig sei, werde von ihnen geteilt. Deshalb sei es dem Ausschuss auch ein großes Anliegen gewesen, diese Reise nach China zu unternehmen. Da es in der Arbeit des Menschenrechtsausschusses und des Petitionsausschusses viele Anknüpfungspunkte gebe, habe man sich für eine gemeinsame Reise entschieden. Auch aufgrund des soeben veröffentlichten Nationalen Aktionsplans für Menschenrechte interessiere die Delegation vor allem, inwieweit dieser Aktionsplan umgesetzt wird, ob durch ihn der Schutz der Minderheiten in China verbessert werde und inwieweit die Einheitsfrontabteilung des ZK der KPCh in die Implementierung eingebunden sei. 
Zhu erläuterte, die Einheitsfront sei eine Art „Ableger“ der KPCh und versuche all die Menschen, die nicht in der KPCh seien, in die gemeinsame Aufbauarbeit des Landes einzubinden. Zu Kriegszeiten sei es Aufgabe der Einheitsfront gewesen, die Einheit der Bevölkerung herzustellen, um gemeinsam gegen den äußeren Feind kämpfen zu können. Heutige Aufgabe sei es, China aufzubauen. In China gebe es 56 Nationalitäten und etwa 100 Mio. Chinesen würden sich zu einer Religion bekennen. Aufgabe der Einheitsfront sei es, diese religiösen Gruppen und auch die verschiedenen Nationalitäten zu koordinieren und die Kommunikation untereinander zu verbessern. 
Eine weitere Aufgabe bestehe darin, die zunehmenden privatwirtschaftlichen Aktivitäten im Land zu koordinieren und aufeinander abzustimmen. Mit etwa 70 Mio. Mitgliedern sei die KPCh die größte Partei der Welt, dennoch gebe es sehr viele Persönlichkeiten, die nicht Mitglied seien. Hier gelte es, den Kontakt zu halten und auch diese Menschen in die Politik mit einzubinden. Eine weitere Aufgabe der Einheitsfront sei es, ein gutes Verhältnis zu Hongkong, Macao, Taiwan und den Auslandschinesen aufzubauen. Viele dieser Aufgaben berührten auch die Fragen der Menschenrechte und der humanitären Hilfe. Die Politik der chinesischen Regierung gegenüber den nationalen Minderheiten sei geprägt durch den Aspekt der Gleichberechtigung und der Solidarität. Autonomieregelungen gebe es dort, wo die nationalen Minderheiten historisch bedingt lebten. Hier gebe es eine einheitliche Förderung durch den Staat. 
In China gebe es fünf Autonomiegebiete, zwei davon – Tibet und Xinjiang – würden die Abgeordneten besuchen. Die nationalen Minderheiten lebten jedoch nicht nur in den Autonomiegebieten und den Regionen, sondern vermischten sich auch mit den anderen Chinesen in anderen Teilen des Landes. Es könne aber festgehalten werden, dass die nationalen Minderheiten durch die Zentralregierung begünstigt würden, so z. B. bei dem Besuch von Hochschulen und bei der Besetzung von Stellen in den Ministerien. Hier gebe es Quotenregelungen. Die Förderung der Menschenrechte in China bedeute zugleich die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung in den Gebieten der nationalen Minderheiten. 
Mit Blick auf Tibet sei festzuhalten, dass die Zentralregierung bis heute bis zu 90 Prozent der wirtschaftlichen Entwicklung dort finanziere. Eine positive Entwicklung der Wirtschaft in Tibet führe zu einem Anstieg des nationalen Einkommens. Außerdem, so Zhu, hätten 30 Provinzen/Städte in China Partnerstädte in Tibet. 

In Xinjiang sei die wirtschaftliche Entwicklung noch rückständig. Doch auch hier könne festgehalten werden, dass die Zentralregierung die wirtschaftliche Entwicklung in dieser Region unterstütze. Er reise häufig nach Xinjiang und auch dort könne festgestellt werden, dass sich die Wirtschaft zum Besseren entwickelt habe. Die Abgeordneten könnten sich bei ihrer Reise ja selbst ein Bild von den beiden Regionen machen. 
Abg. Baumann erklärte, in Deutschland hätten die Bürgerinnen und Bürger das Recht, Petitionen einzureichen. Dieses Recht werde stark genutzt und es gebe auch zahlreiche Petitionen von Chinesen, die in Deutschland leben. Diese wiesen immer wieder auf das spezielle Problem der Minderheiten hin. Insbesondere die Situation der Uighuren werde bemängelt, da diese z. B. bei der Besetzung wichtiger Ämter nicht berücksichtigt würden. Dies seien Einzelfälle, aber auch ganze Gruppen. Ihn interessiere deshalb, ob diese Vorwürfe zutreffen. 

Zhu erläuterte, in Deutschland und China gebe es unterschiedliche Definitionen von Petition. Dies gehe bis hin zu politischen Ratschlägen und dem Wunsch nach Gesetzesänderungen; in China werde dies jedoch anders gesehen. In China könne sich jeder Bürger, der einen persönlichen Wunsch habe, an die Mitglieder der Regierung und des Nationalen Volkskongresses wenden. Hierbei könne es sich um politische, wirtschaftliche und kulturelle Wünsche handeln. Diese würden dann geprüft und – je nach Sachlage – werde ihnen auch entsprochen. Eine unfaire Behandlung von Ui-ghuren könne nicht konstatiert werden, vor allen Dingen nicht bei der Besetzung von Behördenstellen. In seinen Augen sei dies lediglich die Forderung nach einem bestimmten öffentlichen Amt. Diese würden allerdings nach Qualifikation besetzt und wenn der Petent diese erfülle, könne er das Amt auch erhalten. Die Petenten in Deutschland seien sehr wahrscheinlich „Separatisten“, die durch ihre Petition der chinesischen Regierung Schwierigkeiten bereiten wollten. Dies sei nicht gut für die deutsch-chinesischen Beziehungen.
Abg. Haibach entgegnete, die deutsch-chinesischen Beziehungen bauten darauf, dass die Integrität des jeweils anderen Staatsgebietes anerkannt werde. Die Frage, wie sowohl in Deutschland als auch in China die Vertreter verschiedener Ethnien zusammenleben, sei wichtig für beide Gesellschaften. 

Abg. Koczy sprach den Nationalen Aktionsplan für Menschenrechte an und ob es   z. B. bei dem Thema Minderheiten eine Art von Berichterstatter zu dieser Problematik gebe. Mit Blick auf Xinjiang erklärte sie, Menschen, die einer nationalen Minderheit angehörten und ihre Rechte wahrnehmen wollten, seien keineswegs Separatisten. Wichtig sei es zu versuchen, diese Problematik auch im Zusammenhang mit Menschenrechtsfragen zu lösen, ohne dies direkt in Verbindung mit Abtrennungsversuchen zu bringen.

Abg. Klimke ergänzte, es gehe ebenfalls darum, die Menschenrechte in China auf einen internationalen Standard zu bringen. Ihn interessiere, inwieweit es in der chinesischen Regierung einen kohärenten Ansatz für eine glaubwürdige Menschenrechtspolitik im In- und Ausland gebe und ob z. B. bei Verhandlungen mit afrikanischen Staaten, die die Menschenrechte verletzten, dies auch thematisiert werde und z. B. die „good governance“ eingefordert werde. 

Zhu entgegnete, die verschiedenen Nationalitäten in China hätten die Möglichkeiten, ihre Ideen einzubringen und vorzutragen. Er selbst sei Ansprechpartner und Rechtsberater für solche Menschen. Er höre aus verschiedenen Quellen, wie die Dinge in der KPCh verbessert werden könnten. Fachkommissionen und Kommissionen nähmen die Kritik auf und berieten, wie weiter vorgegangen würde. Auch die nationalen Minderheiten fänden Gehör und jede nationale Minderheit erhalte einen Sitz in den wichtigsten Gremien. Das Problem des friedlichen Zusammenlebens habe man für sich gelöst. Die chinesischen Staatsbürger hätten die Möglichkeit, gerichtlich gegen Verstöße gegen ihre Rechte vorzugehen. Auch das Petitionsrecht sei gesetzlich geschützt. Im Ausland Petitionen zur Situation in China einzubringen, sei aber der falsche Weg. Die betroffenen Personen sollten nach China zurückkehren und im Land etwas dafür tun. Viele der Petenten im Ausland schöben die Menschenrechte als Grund lediglich vor. Es gehe ihnen jedoch lediglich um das Anliegen des Separatismus. Diese Separatisten im Ausland seien eine Gefahr für alle Chinesen. Im Übrigen seien Ratschläge des Westens in Sachen Menschenrechte willkommen, nicht aber in Form eines Lehrers mit erhobenem Zeigefinger. Ziel des Strebens in China sei das Recht auf ein glückliches und freies Leben. Der Nationale Aktionsplan für Menschenrechte sei Teil der Bemühungen um die Menschenrechte. Nach zwei Jahren werde man sehen, was erreicht wurde. 
Für den Kampf im Bereich der Menschenrechte brauche man auch die Hilfe von außen. Kein Land der Welt könne von sich behaupten, die Lage der Menschenrechte sei perfekt und es müsse nichts mehr getan werden. Die Notwendigkeit, dass China seine Situation auf bestimmte Länder im Ausland übertrage, sehe er jedoch nicht. Menschenrechte seien kein Instrument, um Druck auszuüben. Wenn man einem anderen Land Ratschläge geben wolle, müsse man wissen, wie sich dieses Land fühlt. 

3.
Diskussion mit dem Chinese People's Institute for Foreign Affairs (CPIFA)

Diskussionsteilnehmer:

Yang Wenchang, Präsident der CPIFA

Mei Zhaorong, Botschafter a. D.

Chen Shiqiu, Botschafter

Chen Tao, Botschafter

Li Nianping, Vizedirektor der Europaabteilung des Außenministeriums

Mario Krebs, deutsche Botschaft

Bei der Begrüßung erläuterte der Präsident der CPIFA, Yang Wenchang, dass er zunächst nervös gewesen sei, als er erfahren habe, dass der Menschenrechtsausschuss nach China kommen wolle und die CPIFA die Reise begleiten solle. In China gebe es ein Sprichwort, dass, wenn man wisse, dass der Tiger im Raum sei, man hineingehen und sich diesem selbstbewusst stellen solle. In diesem Sinne wolle sich auch die chinesische Seite den Fragen der deutschen Delegation stellen. Im Übrigen gebe es ja auch schon eine Diskussion der chinesischen Seite mit dem Europäischen Parlament und der EU. Zu dem heutigen Gespräch sei deshalb auch der Menschenrechtsexperte der CPIFA, Chen Shiqiu, dabei. Er werde demnächst der Menschenrechtsexperte der chinesischen Delegation beim Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen. Botschafter Chen Tao sei u. a. dabei, weil er die Delegation auch nach Xinjiang begleiten werde. Yang Wenchang betonte, man werde das Beste geben, um den Besuch erfolgreich werden zu lassen. Die Delegation könne sich in Tibet und in Xinjiang ein eigenes Bild von der Menschenrechtslage in diesen Regionen verschaffen. 
Abg. Haibach bedankte sich für die Möglichkeit des Besuchs und betonte, dass man einen Dialog mit gegenseitigem Respekt und Offenheit anstrebe. Es sei ein langgehegter Wunsch des Menschenrechtsausschusses gewesen, diese Regionen zu besuchen und man freue sich, dass es nun endlich möglich sei. In Deutschland habe man im Übrigen ein ähnliches Sprichwort. Dort heiße es, man „gehe in die Höhle des Löwen“. Besonders wichtig sei der Delegation die Frage der Menschenrechte und die Frage der Minderheiten religiöser und ethnischer Art. In Deutschland sei es ebenfalls ein zentrales Anliegen, dass Angehörige verschiedener religiöser und ethnischer Minderheiten friedlich zusammen leben. Auf den ersten Blick sei man sehr zufrieden mit dem Programm, dass die CPIFA für die Delegation erarbeitet habe. 

Yang Wenchang betonte, soeben sei der Nationaler Aktionsplan Menschenrechte bis 2010 veröffentlicht worden. Der Schutz der Menschenrechte sei ein zentrales Anliegen und der Nationale Aktionsplan sei ein Versuch, dieses umzusetzen. Es werde konkrete Maßnahmen zum Schutz der WSK-Rechte und für die Minderheitenrechte geben. Wichtig sei es, dass sowohl auf der deutschen als auch auf der chinesischen Seite nicht nur geredet werde, sondern Fragen gestellt würden. 

Abg. Haibach erklärte darauf hin, zum Nationalen Aktionsplan habe die Delegation zahlreiche Fragen, vor allem wie die Umsetzung erfolgen solle und ob die knappen zeitlichen Vorgaben von nicht einmal zwei Jahren erfüllt werden könnten. Wichtig sei in diesem Zusammenhang, ob es eine Evaluierung geben werde. 

Chen Shiqiu erläuterte, der Nationale Aktionsplan sei keineswegs abstrakt. Er sei konkret und pragmatisch. Sowohl die chinesische Regierung als auch offizielle Stellen und NGOs würden versuchen, diesen Plan umzusetzen. Das Prinzip des Aktionsplans sei es, dass jede Behörde für die eigene Aufgabe zuständig sei. Dies werde zu einer konkreten Umsetzung führen. Dabei müsse zum einen gesehen werden, welche Möglichkeiten es auf der chinesischen Seite gebe und auf der anderen Seite werde man versuchen, die Millenniumsziele der Vereinten Nationen zu erreichen. Weitere Zielvorgaben seien die internationale Zusammenarbeit und die internationale Verpflichtung der Volksrepublik China im menschenrechtlichen Bereich. Der Dialog mit dem Ausland sei hier sehr wichtig. Dies sei zum einen bei einer Begegnung wie der jetzigen mit den deutschen Abgeordneten und zum anderen bei dem Menschenrechtsdialog mit der EU der Fall. Dabei gehe es darum, Menschenrechte systematisch umzusetzen und sowohl Gemeinsamkeiten als auch Unterschiede festzustellen. Es sei jedoch nicht sehr hilfreich, einzelne Themen herauszugreifen, wie z. B. die Todesstrafe. Für die Chinesen sei es z. B. auch wichtig, dass eine große Anzahl der Menschen eine positive wirtschaftliche Entwicklung erfahre. 

Auf Nachfrage von Abg. Klimke, zu Definition von Menschenrechten erläuterte Mei Zhaorong, ein Hungriger wolle zuerst etwas zu essen haben, bevor er sich mit anderen Rechten befasse. Er wolle hier Brecht zitieren, der schon gesagt habe „erst das Fressen, dann die Moral“. Man müsse sehen, dass das Lebensniveau in Deutschland ein anderes sei als das in der Volksrepublik China. Man habe ein umfassenderes und vollständigeres Menschenrechtsverständnis als im Westen. Dort herrsche ein sehr einseitiges Verständnis vor. 

Yang Wenchang ergänzte, dass die chinesischen Bürger das Recht hätten, die Regierung zu kritisieren. Alleine in China gebe es etwa 3.000 Internetnutzer, die häufig Kritik übten. Sie könnten in ihren Blogs alle möglichen Meinungen äußern. Es stimme nicht, dass die chinesischen Bürger kein Recht auf freie Meinungsäußerung hätten. Die Nichtregierungsorganisationen in China arbeiteten im Übrigen eng mit der chinesischen Regierung zusammen. Beschwerden der Bürger würden, sofern sie an die Zentralregierung gingen, an die zuständigen Lokalregierungen weitergeleitet. Auch die Zeitungen in China seien sehr kritisch. Der von Abg. Klimke zitierte Artikel aus der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ sei eurozentrisch und aus seiner Sicht nicht akzeptabel. Die dort genannten Standards könnten in Europa möglicherweise erfüllt werden, in China habe man ein anderes Menschenrechtsverständnis. 

Abg. Lösekrug-Möller sprach die Gruppe der Behinderten an. Auch die Bundesregierung habe in diesem Bereich Ziele, die schwer erreichbar seien. Es wäre möglicherweise hilfreich, sich gegenseitig auszutauschen und zu unterstützen. Auch das Recht auf Bildung sei ein wichtiges Thema und sie interessiere, wie die chinesische Seite sich dieser großen Herausforderung stelle. 
Botschafter Chen Tao erklärte, in China gebe es ein Gesetz für Behinderte. Es entspreche der Konvention der Vereinten Nationen zum Schutz von behinderten Personen. Im Bereich der Behindertenpolitik habe man bereits große Fortschritte gemacht. Dabei sei der Nationale Aktionsplan für Behinderte sehr hilfreich. Konkrete Maßnahmen könne er jetzt zwar nicht benennen, da er kein Mitglied des Verbandes der Behinderten sei, aber er wisse, dass die notwendigen Maßnahmen ergriffen würden, um die Ziele zu erreichen. 

Mei Zhaorong ergänzte, in China gebe es etwa 83 Mio. behinderte Menschen. Dies seien soviel wie die gesamte Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland. Diese Zahl alleine zeige schon, wie groß das Problem sei. Man tue alles, um für die Behinderten das Recht auf Bildung umzusetzen. Zum Aktionsplan sei noch festzuhalten, dass man hoffe, dass er Wirkung auf die gesamte Gesellschaft haben werde. 

Abg. Haibach erläuterte, es gehe nicht darum, dass China westliche Werte übernehmen solle. Die Volksrepublik China sei aber Gründungsmitglied der VN und Mitglied im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Die Bundesrepublik Deutschland und die damalige DDR seien erst 1973 Mitglied der Vereinten Nationen geworden. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen gelte auch in China. Daran sollten sich die Menschenrechte ausrichten. Diese seien nämlich nicht westlich oder östlich, sondern ein allgemeiner weltweiter Konsens. Wolle man eine glaubwürdige Menschenrechtspolitik vertreten, müsse man sich selbst daran halten. Deutschland sei durchaus bereit, eigene Fehler aufzuzeigen und zu versuchen, diese zu korrigieren. Zumal bei Freunden sollte es möglich sein, Probleme und Fehler anzusprechen. Wenn man in Deutschland oder als deutscher Politiker gegen die Todesstrafe eintrete, so erkläre man das nicht nur gegenüber China, sondern auch gegenüber den USA. Es gehe nicht um Belehrung oder um Übertragung westlicher Werte. Jeder müsse erst Zuhause schauen und dann bei den anderen. Im Übrigen müsse man nicht alles teilen, was in einer überregionalen deutschen Tageszeitung steht. Auch über deutsche Politik und deutsche Politiker werde oft in einer Form berichtet, die diesen nicht gefalle. 

Yang Wenchang entgegnete, dass es normal sei, in vielen Dingen Meinungsunterschiede zu haben. Es gehe nicht um Recht oder Unrecht, aber in Fragen der Menschenrechte sei China lange Zeit von anderen belehrt worden. Aus chinesischer Sicht seien manche Belehrungen jedoch sehr schlecht. Es müsse möglich sein, sich in Ruhe über die verschiedenen Dinge und Standpunkte auszutauschen. Man hoffe, der Delegation bei ihrem Besuch zeigen zu können, dass China im Bereich der Menschenrechte Fortschritte gemacht habe, an den Menschenrechten weiter arbeite und dass man andere Länder nicht kritisieren wolle. China habe eine rasante Entwicklung hinter sich, auch z. B. in der Familienpolitik. Früher habe man viele Kinder gehabt und bei dem achten Kind habe es eine Ehrung für die Mutter gegeben. Nun habe das Land seit Jahren die Ein-Kind-Familie. Für ethnische Minderheiten gelten übrigens Ausnahmen, hier seien auch zwei oder drei Kinder erlaubt. Im Zusammenhang mit der Familienpolitik müsse aber auch gesehen werden, dass die Altersversorgung der Chinesen aufgrund der kleineren Familien anders aussehe und man mehr Arbeitsplätze benötige, um Renten finanzieren zu können. 
Abg. Bluhm erkundigte sich nach der Verbindlichkeit des Aktionsplans und der damit verbunden Gesetze. Sie interessiere auch, inwiefern die im Aktionsplan verankerten Dinge tatsächlich rechtlich eingeklagt werden könnten.

Chen Shiqiu erläuterte, in China gebe es das gesetzgebende Organ, die Judikative, die Exekutive und den Bürger selbst. Diese vier Ebenen erarbeiteten die Gesetze. der Aktionsplan selbst könne kein Gesetz ändern. Der Nationale Volkskongress werde allerdings über die Arbeit und die Erfolge unterrichtet. Der Aktionsplan zeige den Willen der Regierung, die Menschenrechtssituation zu verbessern. Die Regierung stelle sich damit unter die Kontrolle der Öffentlichkeit. Juristisch einklagbar sei der Aktionsplan nicht. Die Prinzipien der Menschenrechte sollten akzeptiert werden, bei der Implementierung müssten aber auch die jeweiligen Gegebenheiten bedacht werden. 
Zur Todesstrafe könne er festhalten, dass es zurzeit noch nicht möglich sei, diese abzuschaffen. Die Bevölkerung sei in weiten Teilen für diese Bestrafung. Die abschreckende Wirkung sei sehr groß, so dass bei einer Abschaffung der Todesstrafe mit einem Anstieg der Tötungsdelikte gerechnet werden müsse. Die Situation in China sollte man nicht mit europäischen Augen betrachten. China ändere sich sehr schnell und sei vor 10 Jahren noch ganz anders gewesen und werde in fünf Jahren noch größere Veränderungen hinter sich haben. Auch müsse man die Größe des Volkes, 1,3 Mrd. Einwohner, berücksichtigen. 
4.
Gespräch Herrn Cao Kantai, Direktor des Rechtsamts des Staatsrates
Bei dem Gespräch mit Cao Kantai sprachen die Delegationsteilnehmerinnen und –teilnehmer die Themen Nationaler Aktionsplan für Menschenrechte, Administativhaft und Umerziehung durch Arbeit, Korruption, Unabhängigkeit der Justiz, Menschenrechtsdialog Deutschland-China sowie das Petitionswesen in China an. 
Cao Kantai betonte die Notwendigkeit der Fortsetzung des deutsch-chinesischen Menschenrechtsdialoges und erläuterte den Abgeordneten die Rechtsgrundlage für die Administativhaft und die Umerziehung durch Arbeit. Ziel sei es, vor allem bei Bagatelldelikten ein Gerichtsverfahren zu vermeiden und durch Umerziehung durch körperliche Arbeit die Menschen zu einem anderen Denken zu bewegen. Rechtsgrundlage sei die vom Nationalen Volkskongress ausgearbeitete Vorschrift zur körperlichen Arbeit. Er räumte ein, dass das System reformbedürftig sei und in diesem Fall der Rechtsausschuss zuständig sei. Seit Jahren gebe es Bemühungen um ein „Gesetz zur Korrektur illegalen Verhaltens“, dass das derzeitige Laojiao-System (Umerziehung durch Arbeit) ablösen solle. Wann das neue Gesetz fertig sein werde, könne er jedoch nicht sagen. Er hoffe aber auf eine baldige Bekanntgabe. In China könnten der Staatsrat, der Volksgerichtshof, der Oberste Volksgerichtshof sowie der Fachausschuss des Nationalen Volkskomitees eigene Gesetzesinitiativen einbringen. Die Entwürfe würden dem Nationalen Volkskomitee zugeleitet. 
Auf Nachfrage erläuterte er, dass die Umerziehung zur Arbeit durch Behörden für öffentliche Sicherheit (Behörden für Inneres) verhängt werden könne. Dies sei vor allem die Polizei. 
Zu Menschenrechten allgemein erklärte er, dass diese nur in einem Rechtsstaat gedeihen könnten. Die Gerichte müssten ihre Arbeit unabhängig ausüben können, um die Menschenrechte richtig schützen zu können. Im Übrigen sei jede Regierung an das Recht gebunden. Wenn die Regierung wolle, dass sich das Volk an Recht und Gesetz halte, müsse sie mit gutem Beispiel vorangehen. Mit Blick auf den Rechtsstaatsdialog dankte er Bundesjustizministerin Zypries und der ehemaligen Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages, Antje Vollmer, die beide sehr geholfen hätten, das Recht in China weiterzuentwickeln. Aus seiner Sicht sei der Rechtsstaatsdialog und die damit verbundenen Reformen erfolgreich und sehr umfassend. Insgesamt habe der Nationale Volkskongress 700 Gesetze verabschiedet, die zu Änderungen geführt hätten. Es sei aber schwer zu sagen, welches dieser 700 Gesetze das wichtigste gewesen ist. Es habe sich um Änderungen im Verfassungsrecht, beim zivilen und beim Handelsrecht, beim Verwaltungsrecht und beim Strafrecht gehandelt. Die Verwaltungsprozessordnung in China sei vor 20 Jahren erlassen worden und wohl eine der wichtigsten Initiativen gewesen. Sie gebe den Bürgern das Recht, zu klagen. China sei etwa 2.000 Jahre lang eine Feudalherrschaft gewesen und erst nach 1949 mit Gründung des modernen Chinas habe man an die Menschenrechte denken können. In den letzten Jahren habe man wirtschaftlich und menschenrechtlich große Fortschritte gemacht. Mit Blick auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte habe man in China jedoch noch einen langen Weg vor sich. Deshalb habe man nun auch den Nationalen Aktionsplan für Menschenrechte verabschiedet. Man wolle mehr für die Menschenrechte tun. Er betonte, dass der Aktionsplan Handeln bedeute und nicht nur den Aufruf zum Handeln. In ihm seien die Ziele festgelegt, die der Staat bewältigen müsse, Maßnahmen zur Entwicklung sowie Gesetze, die umgesetzt werden müssten. Mit dem Aktionsplan würden die Ziele des Staates öffentlich gemacht. Somit sei auch eine Kontrolle durch die Öffentlichkeit möglich. Der Staat setze sich selbst mit der Veröffentlichung des Plans unter Druck. 
Zum Petitionswesen erläuterte er, dass dieses in China ähnlich sei mit dem in Deutschland. Es gehe dabei vor allem um Beschwerden über Behörden. Wenn es um höhere Behörden gehe, schalte sich der Staatsrat ein. Dieser habe von den Bürgern schon mehrere Auszeichnungen bekommen, da er ihre Anliegen unterstützt habe.
5.
Gespräch mit Mitgliedern des Nationalen Volkskongresses (NVK)
Auf chinesischer Seite nahmen an diesem Gespräch u. a. Ma Wenpu, der stellv. Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses des NVK, Fan Fangping, Mitglied des Rechtsausschusses des NVK, sowie Zhuo Xinping, Mitglied des Ausschusses für Nationale Angelegenheiten des NVK, teil. Ebenso vertreten waren der Vizedirektor der CPIFA, Chen Tao, und Mitarbeiter der CPIFA sowie Mitarbeiter der Verwaltung des Nationalen Volkskongresses.
Abg. Haibach stellte die Delegation vor und dankte für die Gesprächsmöglichkeit. Die Reise als solche, aber auch die Tatsache, dass sich an dieser Delegation sowohl der Petitionsausschuss als auch der Menschenrechtsausschuss beteiligten, zeige, wie wichtig ihnen der Austausch mit der chinesischen Seite sei. Man schaue mit besonderer Aufmerksamkeit auf die Entwicklung in China und interessiere sich vor allem für den Menschenrechtsdialog und den Rechtsstaatsdialog. Auch in Deutschland lebten verschiedene Ethnien und religiöse Minderheiten nebeneinander, so dass man Verständnis für die damit einhergehenden Probleme und Fragen habe. Der Delegation sei es deshalb sehr wichtig gewesen, die Möglichkeit zu bekommen, in die Regionen, in diesem Falle nach Tibet und nach Xinjiang, zu reisen. Von besonderem Interesse sei natürlich zudem der soeben verabschiedete Nationale Aktionsplan für Menschenrechte und inwieweit das Nationale Volkskomitee sich für dessen Implementierung stark mache.
Die chinesische Seite betonte die Notwendigkeit von Gesprächen dieser Art und erklärte, China und Deutschland seien wichtige Länder, sowohl international als auch in der jeweiligen Region. Der Schlüsselbegriff für die deutsch-chinesischen Beziehungen in der modernen Zeit sei die „Partnerschaft in globaler Verantwortung“. Geographisch lägen die beiden Länder zwar sehr weit auseinander, dennoch sei es sinnvoll, die weiteren guten Beziehungen fortzusetzen, da sich dies positiv auf die Völker, den Frieden und die gemeinsame Prosperität auswirken werde.

Die chinesischen Gastgeber erläuterten, bei ihnen sei der Nationale Aktionsplan für Menschenrechte ebenfalls „im Fokus“. Demokratie, Freiheit und Menschenrechte seien doch Ziele, die man gemeinsam anstrebe. Bei dem Thema Menschenrechte müsse man konkrete Fakten bewerten, was nicht losgelöst von der Realität geschehen dürfe. Gemeinsames Ziel sei die Verwirklichung der Menschenrechte. Man müsse aber auch sehen, dass in keinem Land die Menschenrechte perfekt seien. Deshalb sei es notwendig, auch eine Definition für den Begriff „entwickelt sein“ zu finden. Sowohl Deutschland als auch China seien Kulturnationen und der klassischen Philosophie verbunden. Entscheidend sei, woran man Entwicklung schlussendlich messe. Es müsse im politischen Bereich Gleichberechtigung und gegenseitiges Vertrauen geben, um darüber dann auch wirtschaftlich zu einer Win-Win-Situation zu kommen. Kulturell gehe es um ein gegenseitiges Lernen und Austauschen und auch im Bereich der Sicherheitspolitik biete sich eine gegenseitige Kooperation an. All dies müsse jedoch auf der Basis der gegenseitigen Respektierung erfolgen. Man müsse das jeweilige Kernanliegen des anderen achten.

Mit Blick auf Tibet erläuterten die Gastgeber, dass es dort früher eine Theokratie mit Leibeigenschaft gegeben habe. Vor 1959 habe es in Tibet keine Menschenrechte gegeben. Heute allerdings habe Tibet einen tiefgreifenden und weitgehenden Wandel vollzogen. Die Revolution in China habe dem Volk Freiheit und Rechte der Demokratie gebracht. 
Die Frage der Umsetzung des Nationalen Aktionsplans für Menschenrechte falle in den Zuständigkeitsbereich des Rechtsausschusses des Nationalen Volkskongresses. Der Plan sei durch das ZK der KP China und durch den Staatsrat genehmigt worden. In China gebe es 56 verschiedene Minderheiten/Nationalitäten. Ziel sei es, ihnen Gleichheit, Gleichberechtigung und eine gleiche wirtschaftliche Entwicklung sowie eine nationale Autonomie zu ermöglichen. In China gebe es fünf autonome Gebiete. In den Gebieten und Regionen sei eine lokale Gesetzgebung möglich, solange diese nicht gegen die Verfassung Chinas verstießen. Man habe Respekt vor den nationalen Minderheiten, vor den verschiedenen Religionen, der unterschiedlichen Kultur und den unterschiedlichen Traditionen. Der NVK habe 2.589 Volksdelegierte, von denen jeder einzelne etwa 400.000 Menschen vertrete. Für Minderheiten gebe es bestimmte Privilegien und sowohl beim Zugang zu Universitäten als auch zu Arbeitsplätzen bei Behörden gebe es Quotenregelungen. Den Abgeordneten empfahl er, nach Tibet und Xinjiang zu fahren und der chinesischen Seite anschließend Verbesserungsvorschläge mitzuteilen.
Abg. Müller-Sönksen wies darauf hin, dass man nun nach Tibet fahren werde, es aber sehr schwer sei, die dortige Lage zu beurteilen, zumal lange die Presse nicht zugelassen worden sei. Die Bewertung, was es bedeute, dass die Abgeordneten nun einreisen dürften, sei noch offen.

Die chinesischen Gastgeber erwiderten, diese Perspektive sei interessant. Er sei ja auch noch nicht in Tibet gewesen und habe deshalb nur begrenzte Kenntnisse über diese Region. Wahrscheinlich sei er nicht gut informiert über die Entwicklung in China und in Tibet und wahrscheinlich stammten seine Eindrücke und Informationen aus durch den Dalai Lama gesteuerte Zeitungen. Nach den Unruhen im März 2008 habe man für kurze Zeit keine Journalisten und Ausländer nach Tibet einreisen lassen. Nun aber könnten die Abgeordneten sich selbst ein Bild von der Situation in Tibet machen. Es gebe natürlich auch dort Mängel und Defizite, dies gelte aber für das gesamte Land. Nach den Unruhen im letzten Jahr habe erst wieder Ordnung hergestellt werden müssen. In sehr kurzer Zeit sei es allerdings gelungen, dort wieder Autonomie herzustellen. Hinter den Unruhen im letzten Jahr habe die Dalai Lama-Gruppe gestanden und diese organisiert. Die Region sei nicht gesperrt, denn sonst könnten auch die Abgeordneten nicht dorthin fahren. 

Der stellvertretende Direktor von CPIFA, Botschafter Tao, erläuterte, am 14. März 2009 habe es zum „50. Jahrestag der Abschaffung der Leibeigenschaft“ in Tibet Plündereien und Brandschatzungen gegeben. Dies sei die letzte Chance für den Dalai Lama gewesen, aufzuwiegeln. Das die chinesische Regierung Vorsichtsmaßnahmen ergreife, sei nur natürlich. Den Amerikanern würde man dies auch zugestehen, wenn es Attentate oder andere Ärgernisse und Aktivitäten um den 11. September herum geben würde. Die Abgeordneten sollten nach Tibet fahren und das heutige Tibet mit dem der Vergangenheit vergleichen.

Abg. Haibach bedankte sich für die Ausführungen und betonte, unter Menschen mit Kultur müsse es möglich sein, anderer Meinung zu sein. Es müsse auch möglich sein, dass die chinesische Seite den Dalai Lama anders betrachte als die westlichen Abgeordneten. Diesen Dissens werde man so schnell nicht lösen können. Man freue sich aber, nun doch nach Tibet einreisen zu dürfen. Auf deutscher Seite habe der Wille lange bestanden, aber die chinesische Seite habe die Abgeordneten nicht einreisen lassen. Wenn man ihnen nun vorwerfe, nicht genug über Tibet informiert zu sein, liege das natürlich auch an der mangelnden Reisemöglichkeit. Er sei deshalb dankbar, dass man nun die Chance bekomme. Wenn man nach der Reise noch immer anderer Meinung sei, sei man zuminderst besser informiert. 

Die chinesischen Gastgeber verwiesen auf einen Beitrag im zweiten deutschen Fernsehprogramm über Tibet. Dieser sei sehr ärgerlich gewesen, da die chinesische Seite den deutschen Journalisten freien Zugang gewährt habe und der anschließende Beitrag wieder nur um die „begrenzte Freiheit und Religion in Tibet“ gegangen sei. Man müsse auch einmal die Objektivität der Medien in Europa prüfen.

Abg. Haibach wies darauf hin, dass dies nun einmal bei Medien- und Meinungsfreiheit der Fall sein könne. Auch die deutschen Abgeordneten seien nicht immer einverstanden mit dem, was in den Medien über sie berichtet werde. 
6. Gespräch im Forschungszentrum für Frauenrechte an der Peking           Universität

Teilnehmerinnen und Teilnehmer von Seiten der Universität: 

Li Ying, stellv. Direktorin und Rechtsanwältin,

Zhang Shuai, Leiterin der Rechtsabteilung (Litigation Section) und Rechtsanwältin,

Prof. Yunda, Mitbegründer des Zentrums

Die Vertreterin des Frauenzentrums werden im folgenden FZ abgekürzt, Prof. Yunda mit Professor.
Den Ausführungen des FZ zufolge wurde das Zentrum 1995 mit dem Ziel gegründet, die Rechte der Frauen zu stärken und die Geschlechtergleichheit voranzubringen. Das Zentrum sei das Erste dieser Art in China zur Förderung von Frauenrechten im Land. Es biete eine kostenlose Beratungsstelle für Frauen und habe inzwischen ein landesweites Netzwerk gegründet. Hauptkommunikationsmittel seien Telefon und Email. Zurzeit gebe es 12 hauptberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, hinzu kämen Ehrenamtliche und Expertinnen und Experten. Insgesamt seien dies etwa 50 Personen. Ergänzt und unterstützt würden diese durch etwa 30 Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen sowie Jurastudentinnen und –studenten der Pekinger Universität. Derzeit habe man drei Studentinnen am FZ. Ohne die zusätzliche Hilfe all dieser Freiwilligen sei die Arbeit nicht zu leisten. 

Professor Yunda, Mitbegründer des FZ, erklärte, er sei Spezialist im Ehe- und Familienrecht. Ziel des Instituts sei es, bei Gerichtsverhandlungen Rechtsbeistand zu leisten und Gerichtsverfahren zu unterstützen, bei denen Frauen wegen der Verletzung ihrer Rechte klagten. Die Forschungstätigkeit des Instituts ziele in Richtung Gesetzgebung und hier vor allem auf die Verbesserung der Frauenrechte bei der Arbeit, bei der Eheschließung und bei der Familiengründung. Seit 1995 habe das FZ schon viel erreicht: über 70.000 Beratungen, über 6.000 Begleitungen bei Gerichtsverfahren, über 70 Initiativen für Gesetzesvorhaben und Veröffentlichung von 11 wissenschaftlichen Arbeiten. Das Frauenzentrum habe eine große Anerkennung und großes Ansehen in der Gesellschaft erworben und auch bereits Auszeichnungen erhalten. 
Seit 2004 habe man den strategischen Schwerpunkt des FZ verlagert: weg von der Vertretung in Einzelfällen, hin zu gemeinnützigen Aktivitäten. Die Vorschläge, die das Institut für Gesetzesinitiativen erarbeitet habe, hätten sich hauptsächlich auf individuelle Rechte und der Förderung des Rechtsschutzes für Frauen bezogen. Dabei gehe es um die Rechte der Frauen bei der Arbeit, die Beseitigung von Diskriminierung, Schutz vor häuslicher Gewalt und die Rechte der Bäuerinnen auf Grund und Boden. Man bemühe sich derzeit auch noch mehr Rechtsanwälte zu gewinnen für einen Einsatz für das Gemeinwohl und für die Rechte der Frauen. 2007 habe man ein Netzwerk gegründet für die Interessenwahrnehmung von Frauen. 
Am 15. März 2009 habe man das Netzwerk, das den Titel „Gemeinnütziges Netzwerk für die Interessenvertretung der Frauen“ getragen habe, umbenannt in „Netzwerk für die Interessenvertretung der Schwächeren“. Dies sei ein erweiterter Arbeitsbegriff, da man erweiterte Aufgaben habe. Um noch mehr Rechtsanwälte für die Art der Arbeit gewinnen zu können, arbeite man zurzeit an der Gründung eines gemeinnützigen Rechtsanwaltsbüros. Es gebe auch ein sogenanntes „Women’s Watch“, das den Fokus auf den Schutz der Rechte der Frauen auf dem Lande und auf der Belästigung der Frauen am Arbeitsplatz habe. 

Abg. Koczy wies darauf hin, dass man auch in Deutschland für die Rechte der Frauen habe kämpfen müssen und noch immer kämpfe und sie selbst aus der Frauenbewegung in Deutschland komme. Sie sei Mitglied bei Terre des femmes und interessiere sich deshalb besonders für diese Themen. Ihr sei aufgefallen, dass im Nationalen Aktionsplan für Menschenrechte das Thema Frauen nur am Rande erwähnt werde und dort unter die Rubik Minderheiten und Behinderte falle. Sie interessiere auch, inwieweit die Frage der häuslichen Gewalt, Vergewaltigung und Missbrauch am Arbeitsplatz ein Thema der Rechtsberatung der Mitarbeiter des FZ sei und wie sich die Situation von lesbischen Frauen in China darstelle. 
Professor Yunda erläuterte, insgesamt seien die Frauenrechte in China „relativ gut“. Er selbst habe an einer Gesetzesinitiative zum Schutz von Frauenrechten mitgewirkt. Auch die Zahl der politisch aktiven Frauen in China könne sich sehen lassen. So habe der Volkskongress auf lokaler Ebene einen Frauenanteil von 30 Prozent und auf nationaler Ebene über 20 Prozent. Zur häuslichen Gewalt lasse sich sagen, dass dies ein großes Thema in den chinesischen Medien und bei den gesellschaftlich Interessierten sei. Dass über mehr Fälle häuslicher Gewalt berichtet werde, müsse nicht zwingend bedeuten, dass es einen Anstieg der häuslichen Gewalt gebe. Es werde lediglich offener darüber gesprochen. In den letzten 30 Jahren habe es eine Reform- und Öffnungspolitik in China gegeben, so dass nun mehr Berichte zur häuslichen Gewalt öffentlich würden. Frauen seien sich ihrer Rechte bewusster geworden und es sei schon ein Fortschritt, dass über dieses Thema und über Gewalt öffentlich diskutiert werde. Das Verbot häuslicher Gewalt sei aber immer schon Teil der chinesischen Gesetzgebung gewesen. 2001 sei das Verbot häuslicher Gewalt in das revidierte chinesische Gesetz aufgenommen worden. Er selbst sei Mitglied in der Expertengruppe gewesen, die der chinesischen Regierung Vorschläge zu dem Gesetz gegen häusliche Gewalt gemacht habe. Der Oberste Volksgerichtshof habe eine Auslegung zum Ehegesetz gegeben. In China erfolge die Auslegung durch die Judikative, nicht durch die Legislative. Nach der Auslegung durch den Obersten Volksgerichtshof habe es eine Auseinandersetzung unter Juristen gegeben. Die Mehrheit sei für diese Auslegung. Es gebe nun eine Definition von häuslicher Gewalt, dies sei positiv. Rechtswissenschaftler betonten dabei mehr die äußere, physische Erscheinung der Gewalt, wohingegen Soziologen anderer Meinung seien und auch den psychischen und psychologischen Druck durch die häusliche Gewalt sähen. 

FZ fügte ergänzend hinzu, 2008 habe es eine weitere Auslegung des Obersten Volksgerichtshofes gegeben. Diese habe einen „Hinweis“ zur Behandlung von häuslicher Gewalt enthalten. Nun gelte auch geistige Gewalt, wirtschaftliche und ökonomische Abhängigkeit sowie die juristische Unterlassung von Hilfe als Gewalt. 

Professor Yunda betonte, er sei sehr für die chinesische Tradition, Frieden und Harmonie als oberste Tugend in der Ehe zu sehen. Man müsse immer versuchen, die Ehe zu retten und solle nicht sofort wegen häuslicher Gewalt vor Gericht ziehen. Die Auffassung, die in Großbritannien gelte: „Null Toleranz“ gegenüber häuslicher Gewalt, teile er nicht. Wenn der Täter seine Gewalt einstelle, sollte er eine zweite Chance bekommen und die Ehefrau sollte nicht vor Gericht gehen. 

Auf weitere Nachfragen der Delegation erläuterte FZ, es gebe sehr wohl sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz und es bestehe die Möglichkeit, beim Arbeitgeber Beschwerde einzulegen. Im Gesetz fehle jedoch ein Paragraph, der den Arbeitgeber mit zur Verantwortung ziehe, sobald es eine sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz gebe. Zurzeit sei die konkrete Durchführung des Gesetzes in Peking in einer Prüfphase. Wenn der Arbeitgeber nicht beweisen könne, dass er aktiv zum Schutz gegen sexuelle Belästigung beitrage, sei er mit in der Pflicht. Bei der Problematik der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz gehe es nicht nur um die Würde der Frauen, die dabei verletzt werde, sondern auch um das Recht auf körperliche Gesundheit und das Recht auf Arbeit. Hier sei eine effektive aktive Vorbeugung wichtig. 

Professor Yunda ergänzte, man könne sehen, dass sich die chinesische Gesellschaft weiterentwickle. Anfang der 90er Jahre sei ein Paragraph zum Schutz vor Belästigung am Arbeitsplatz im NVK vorgeschlagen worden, dort aber abgelehnt worden. Ein ähnlicher Antrag sei im Jahre 2000 angenommen worden. 

Zur Situation von lesbischen Frauen erläuterte FZ, der Schutz dieser Frauen sei genau wie bei anderen Frauen. Hier gelten dieselben Frauenrechte. So habe man vor kurzem eine Frau unterstützt, die sich aufgrund ihres Bekenntnisses zum Lesbischsein von ihrem Mann trennen wollte, dieser habe aber sein Vermögen nicht teilen wollen. Das FZ habe die Frau vor Gericht unterstützt und diese habe gewonnen. Das FZ habe sich auch bei Fällen von Missbrauch Minderjähriger eingeschaltet und erfolgreich dafür gesorgt, dass ein Täter nicht nur geringfügig bestraft wurde, sondern die Todesstrafe mit Bewährung erhielt. 
II.
Lhasa/Tibet
Teilnehmerinnen und Teilnehmer:

Abg. Holger Haibach, stellv. Vorsitzender des Ausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe und Delegationsleiter, in Peking und Tibet

Abg. Jürgen Klimke, 

Abg. Burkhardt Müller-Sönksen,

Abg. Heidrun Bluhm, 

Florian Reisinger (Dolmetscher),

Wolfgang Kessler (deutsche Botschaft),

CPIFA

1.
Gespräch mit dem Vize Gouverneur der Autonomiebehörde Tibets, Bai Ma Chi Lin
Vorbemerkung: Der offizielle Termin wurde durch die tibetische Regionalbehörde auf 30 Minuten angesetzt. Das Statement des Vize Gouverneurs betrug 25 Minuten. Durch Nachfragen der Delegationsteilnehmer verlängerte sich der Termin signifikant und beim anschließenden offiziellen Essen wurden weitere inoffizielle Gespräche geführt. Zudem war ein Fernsehteam bei dem Termin vor Ort, das allerdings nur das Statement des Vize-Gouverneurs dokumentiert hat.

Nach der offiziellen Begrüßung und Vorstellung der Delegation erläuterte der Vize Gouverneur der Autonomiebehörde Tibets, Bai Ma, seine grundsätzliche politische, geschichtliche und demographische Ansicht über die aktuelle Lage in Tibet.

Grundsätze „Menschenrechte“
Als oberste Priorität für die weitere Entwicklung Tibets strebe die Regierung Tibets an, die friedliche Entwicklung der Provinz voranzutreiben. Dabei sollen die Rechte der Minderheiten, in Form ihrer Religion, Sprache und Sitte geachtet und gefördert werden. Er setze sich dafür ein, dass alle öffentlichen Bekanntmachungen und Beschilderungen zweisprachig gekennzeichnet sind, und dass die Medien einen regional autonomen Anspruch auf unabhängige Berichterstattung erhalten. Kulturdenkmäler sollten aktiv geschützt und gepflegt werden und die noch immer vorherrschende Leibeigenschaft müsse weiter bekämpft werden.

Grundsätze „wirtschaftliche und ökologische Nachhaltigkeit“
Die Regierung Tibets strebe an, das Wassermanagement für die gesamte Region nachhaltiger und besser zu gestalten. Grundlage der ländlichen Entwicklung sei es, den ökologischen Anspruch in der Landwirtschaft umzusetzen. Alle Vorhaben würden durch die Regierung Tibets koordiniert und nach genauen Entwicklungsplänen durchgeführt.

Die deutsche Delegation betonte das grundlegende politische und zivilgesellschaftliche Interesse an den deutsch-chinesischen Beziehungen auf der Grundlage eines kulturell und religiös autonomen Tibets. Die Abgeordneten erläutern, wie sich Deutschland unter dem Dach der „Ein-China-Politik“ (Tibet und Taiwan als Teil Chinas) eine Minderheitenpolitik in Tibet vorstellt.

Delegationsleiter Abg. Haibach bedankte sich für die Möglichkeit, Tibet besuchen zu dürfen. Für ihn sei der grundsätzliche Austausch zwischen den politischen Mandatsträgern und den kulturellen Führern ein unabdingbarer Teil des deutsch-chinesischen Dialogs, der in den nächsten Jahren auch durch weitere Delegationsreisen, intensiviert werden müsse. Seiner Auffassung nach sei Tibet integraler Bestandteil Chinas, trotzdem müssten aber die kulturellen und autonomen Rechte geachtet werden. Kritisch betrachte er die Sichtweise der chinesischen Regierung auf den Dalai Lama in China. Diese Reise diene dazu, die eigene Meinung über die tatsächliche Lage in Tibet weiterzuentwickeln. Auch im Anschluss an die Reise werde sich der Ausschuss mit den zentralen Fragen befassen:

1. Wie ist die sicherheitspolitische und menschenrechtliche Lage in Tibet nach den Unruhen 2008?
2. Wie werden die Menschenrechte umgesetzt und wo erkennt man konkretes politisches Handeln?
3. Wie nehmen die Minderheiten an dem politischen Prozess teil?

Bai Ma erklärte, diese  Fragen seien von absoluter Relevanz für das Zusammenleben der Bevölkerungsgruppen in Tibet sind. Wie sich die Gespräche zwischen China und dem Dalai Lama entwickeln werden, wolle er nicht beurteilen. Dies hänge im Besonderen von dem Verhalten des Dalai Lama ab. Es sei wichtig, zu sehen, dass in China und Tibet alle Bevölkerungsgruppen in Form ihrer Existenz, Entwicklung und individuellen Zukunft wahrgenommen würden. 

Bai Ma informierte über die Entwicklungen in Tibet nach den Unruhen im März 2008. Die Proteste seien eine gewaltsame Auseinandersetzung gewesen. Es habe Brandstiftungen mit Todesfolge und Massenproteste gegeben. Die chinesischen Sicherheitskräfte seien mit dem“ höchsten Maß an Zurückhaltung“ vorgegangen. Ziel sei gewesen, die Sicherheit der Menschen zu gewährleisten. Auch aus diesem Grund seien die Proteste nach 40 Tagen beendet worden. Es habe 953 Inhaftierte gegeben, von denen die Mehrheit bereits freigelassen worden sei. 81 Personen seien nach einem Prozess bestraft worden. 

Der größte Prozess habe den Tatbestand des Mordes in Folge eines Brandanschlags zum Inhalt. Bei diesem Anschlag seien fünf Frauen getötet worden. Nach Angaben von Bai Ma wurde in diesem Zusammenhang fünf Mal die Todesstrafe verhängt, davon zwei Mal die Todesstrafe auf Bewährung. Einmal sei lebenslange Haft verhängt worden. Die Verfahren seien zweisprachig durchgeführt (mandarin/tibetisch) worden und die Beklagten hätten Beistand durch Anwälte gehabt.

Auf die Frage von Abg. Müller-Sönksen, wie viele Inhaftierte genau freigelassen wurden, antwortete Bai Ma, es gebe noch keine genauen Zahlen dazu, und nur die tatsächlichen Verurteilungen seien bisher veröffentlichungswürdig. Was mit den 76 weiterhin Inhaftierten passiert sei, stehe noch nicht zur öffentlichen Debatte. Klar sei nur, dass Sie „anders beurteilt“ würden.

Abg. Klimke erkundigte sich nach den Namen der noch inhaftierten Tibeter und nach einer zügigen Antwort der regionalen Regierung. Bai Ma versprach eine Antwort, erklärte aber, dass alle Anfragen erst geprüft werden müssten. Auf die weitere Frage von Abg. Klimke, warum es nach den Unruhen ein ganzes Jahr gedauert habe, bis eine Delegation nach Tibet einreisen durfte, gab es ebenfalls keine ausreichende Antwort.

Abg. Klimke fragte zudem nach der Lage nach dem schweren Erdbeben in Chengdou. Hierauf wurde erklärt, die humanitäre Lage habe sich dort verbessert. Es gebe kein Gesuch nach Informationen des UN-Menschenrechtsrat zu diesem Thema. China habe Zugang für das Internationale Rote Kreuz und die Helfer anderer Länder geschaffen, um die Lage vor Ort beurteilen zu können oder Hilfe zu ermöglichen. Botschaftsangehörige interessierter Nationen würden in das Katastrophengebiet geladen und eine Delegation aus Norwegen habe die Provinz besucht, ebenso Vertreter des Europäischen Parlamentes und BBC-Journalisten.

Zum Abschluss des Gespräches benannten die chinesische und die deutsche Seite  Themen für weitere bilaterale Gespräche:

- Verbesserung der sozialen Sicherungssysteme
- Verbesserung der regionalen und ethnischen Solidarität

- Verbesserung des nachhaltigen und lokalen Wirtschaftsaufbaus
- Abschaffung der Grenzkontrollen zwischen China und Tibet
2.
Gespräch mit Verantwortlichen der Kommission für Nationale Angelegenheiten und der Kommission für Reform und Entwicklung des Autonomiegebietes Tibet
–
Komitee für Ethnische und Religiöse Angelegenheiten
Die chinesische Seite erläuterte, in Tibet gebe es mehr als 40 Nationalitäten/Minoritäten, die mehr als 95 Prozent aller Einwohner der TAR ausmachten. Alle Gruppen hätten „autonome“ Gemeinden, auch die kleinsten. 70 Prozent der Funktionen/Positionen innerhalb der Verwaltung seien von Tibetern und Vertretern anderer Minderheiten besetzt und es gebe in der TAR 17.000 Klöster und 46.000 Mönche und Nonnen. In den Klöstern selbst sei keine Polizei, wohl aber zumeist in der Nähe. Von den 46.000 Mönchen seien nicht alle in der in Klöstern beheimatet. Viele seien auch „vor Ort“ wie normale Bürger. Ein Studium in Klöstern sei weiterhin ungehindert möglich
Die Mönche hätten die Pflicht zur Teilnahme an patriotischen Erziehungskampagnen. Bis jetzt sei nie ein Fall bekannt geworden, in dem ein Mönch die Teilnahme verweigert hätte. Bei der Verteilung der Almosen mische sich der Staat nicht ein. Dies sei alleine Sache der Klöster.
Den Angaben zufolge sind als Religionen der Buddhismus mit insgesamt fünf Unter-„Religionen“, der Islam und die katholische Religion vertreten. Durch die Flucht des Dalai Lama im Jahr 1959 und seiner Erklärung, dass Tibet ein unabhängiger Staat sein solle, habe dieser „Hochverrat begangen“ und somit auch seine Autorität als religiöser Führer der Tibeter verloren. Insofern gebe es auch kein „Bedürfnis“ nach seiner Rückkehr. Der oberste religiöse Führer sei jetzt der Vorsitzende der Vereinigung chinesischer Tibeter.
Die Ereignisse am 14. März 2008 hätten keinen religiösen Hintergrund gehabt. Man wisse, „wer die Ereignisse inszeniert hat“. Der Dalai Lama habe seine Sabotageakte zur Zerstörung der nationalen Einheit Chinas nie aufgegeben. Auf Nachfrage der Delegation erklärte die chinesische Seite, die Täter seien „einfache Kriminelle“ gewesen, die auch in Deutschland für ihre Straftaten verurteilt worden wären.

–
Staatliche Planungskommission

Das BIP in der TAR habe sich seit 1959 um 65 Prozent erhöht, was einer Steigerung von 8,9 Prozent p. a. entspreche. Somit wachse das BIP in der TAR um 2,8 Prozent mehr als in den übrigen Teilen Chinas. Das Pro-Kopf-BIP habe sich damit um das 100-fache erhöht.
In den vergangenen 50 Jahren seien mehr als 200 Mrd. Yuan seitens der Zentralregierung in die TAR als Transferleistungen geflossen, seit 1980 habe die Regierung 10 Tibet-Arbeitskonferenzen abgehalten, man befinde sich nun im elften Fünf-Jahresplan für die TAR.

Schwerpunkte der wirtschaftlichen Entwicklung seien „gesunde Industrien“ (z. B. Wasser) und der Tourismus. Insgesamt befinde sich die TAR, wie alle Regionen Chinas, auf dem Wege zur Marktwirtschaft. Allerdings sei aufgrund der wirtschaftlichen Schwäche der Region nicht in naher Zukunft mit der Loslösung in diesem Bereich von der Zentralregierung zu rechnen. 

Mit Nepal und Indien gebe es einen grenzübergreifenden Handel. Der In- und Export habe sich im vergangenen Jahr auf 765 Mio. US-Dollar belaufen. Gehandelt bzw. exportiert würden im Wesentlichen Agrarprodukte, Kunsthandwerk und Kleidung.
3.
Besichtigung des Jokang-Klosters
Spürbar war bei dem Besuch das Bemühen, die Besichtigung als touristischen Termin zu gestalten. Abgesehen von dem Mönch, der als Führer fungierte, gab es keine Möglichkeit, mit anderen Mönchen zu sprechen. Der Delegation wurde erläutert, die Zahl der Mönche sei auf 170 begrenzt. Neue Mönche dürften nur dann in das Kloster eintreten, wenn diese Zahl unterschritten werde.
Der Mönch, der die deutschen Abgeordneten betreute, war 1980 in dieses Kloster eingetreten und nie in seinem Leben in einem anderen Kloster gewesen. Er informierte die Gäste, dass es im Kloster patriotische Erziehungskampagnen gebe und die Polizei nur während des Tages im Kloster sei.

4.
Besuch einer tibetischen Familie

Der Delegation wurde eine vermeintlich „typische“ Familie gezeigt. Das Haus der Familie kann als luxuriös bezeichnet werden und war mit elektronischen Geräten ausgestattet, die in Deutschland in den meisten Haushalten nicht zu finden sind. Allerdings war der Hausherr offensichtlich nur sehr begrenzt in der Lage, diese Geräte auch zu bedienen. Bei dem Hausherrn und Familienvater handelte es sich um einen gut verdienenden, örtlichen Parteifunktionär.
Auf dem Weg vom und zum Flughafen konnte die Delegation allerdings Häuser sehen, die sich in Ausstattung und Aussehen erheblich von dem präsentierten unterschieden.
5.
Besuch in einem Krankenhaus der tibetischen Medizin

Die Delegation besichtigte das Krankenhaus für tibetanische Medizin in Lhasa. Dieses Krankenhaus ist eine Einrichtung von überregionaler Bedeutung. Der Leiter der Klinik führte die Abgeordneten durch das Haus und es gab zudem Gelegenheit, mit einer Ärztin, einer Schwester und einem Patienten zu sprechen.
Der Leiter der Klinik wies darauf hin, dass es die tibetanische Medizin seit dem 8. Jahrhundert gebe und sie als Naturheilmethode in der ganzen Welt angewendet werde. Das Hospital feiere gerade seinen 90. Geburtstag. Für 250 Krankenhausbetten stünden 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter inklusive einer eigenen Forschungsabteilung für Naturheilverfahren zur Verfügung. Dieses Krankenhaus führe jährlich rund 300.000 ambulante Behandlungen durch und behandele durchschnittlich 4.000 Patienten pro Jahr stationär. Neben den Naturheilverfahren werde auch schulmedizinische Behandlung als Ergänzung angeboten. Dies vor allem in den Bereichen Ultraschall, Röntgen, Hepatitis, Herz-Kreislauf, Behandlung und Operation von Gallensteinen sowie bei Kaiserschnitten in der Gynäkologie. 
Der Leiter betonte, die tibetanische Behandlung sei der schulmedizinischen immer vorgelagert und beziehe sich auf Ganzkörperbäder im Kräutersud, Akupunktur, Schröpfen, Aderlass und kräutermedizinische Behandlung. Die Forschungsabteilung solle die tibetanische Heilmethode weiter entwickeln und beziehe dabei die Astrologie und Kalenderforschung mit ein. Diese Forschungen gebe es nur in Lhasa. 
Die hauseigene Apotheke des Krankenhauses fertigt nach Angaben des Leiters die eingesetzten Medikamente selbst. Gegenwärtig würden etwa 350 verschiedene Kräutersäfte, Pillen, Salben und Extrakte hergestellt. Diese seien ausschließlich Naturheilprodukte, gewonnen aus Kräutern und Pflanzen. Von diesen Produkten seien 50 staatlich zugelassen und dürften auch gehandelt werden. Alle anderen Produkte würden nur in dieser Klinik angewendet. Die Klinik sei immer voll ausgelastet. Es könnten bei weitem nicht alle Patienten stationär versorgt werden, die Hilfe nötig hätten. 2011 werde die Klinik erweitert und dann über 500 Stationsbetten verfügen. 
Das ärztliche Grundstudium für tibetanische Medizin betrage vier Jahre und baue mit einer praktischen Facharztausbildung weiter auf. Tibetanische Ärzte verdienten rund  zehn Prozent mehr als vergleichbare Berufe wie Lehrer oder staatliche Angestellte der gehobenen Ebene.
Die Krankenversicherung sei in China gesetzlich vorgeschrieben, auch wenn diese keine 100-prozentige Finanzierung der Krankenkosten leiste. Private Versicherungen für den Krankheitsfall gebe es nicht. Es gebe für die verschiedenen Berufsgruppen verschiedene Krankenversicherungen. Die Patienten finanzierten ihre Krankheitskosten privat vor und rechneten nach der Behandlung bei ihrer jeweiligen Krankenkasse ab. Zwischen 60 bis 80 Prozent der Kosten würden von der Kasse übernommen. Notfälle würden über einen staatlichen Ersatzfonds finanziert. 
Die Abgeordneten erfuhren zudem, dass es neben den staatlichen Krankenhäusern auch private Kliniken und Praxen gebe. Diese würden von den Krankenkassen nicht finanziert. Dort zahlten die Patienten privat 100-prozentig die Krankheitskosten auf der Basis von Honoraren. 
Menschenrechtsverletzungen konnten die Abgeordneten bei diesem Besuch nicht feststellen. Das Angebot sei allen Bürgerinnen und Bürgern gleichermaßen zugänglich. Der Standard des besuchten Krankenhauses entsprach allerdings nicht ansatzweise dem eines deutschen Krankenhaus.
6.
Gespräch mit dem stellvertretenden Vorsitzenden sowie Abgeordneten der Tibetischen Volkskammer
Die chinesische Seite erläuterte, der Ständige Ausschuss des Volkskongresses Tibet bestehe aus: dem Vorsitzenden, 13 Vizevorsitzenden und Generalsekretären. Er sei das ständige Organ des Volkskongresses Tibet und ihm gegenüber berichtspflichtig. Es gebe drei Formen der Sitzungen: die Vorsitzenden träfen sich einmal pro Woche, der Ständige Ausschuss trete alle zwei Monate zusammen und die Vollversammlung einmal im Jahr.

Gesetze nationaler Gebietsautonomie und die chinesische Verfassung beträfen vier Bereiche:
· Gesetzgebungsbefugnisse im Rahmen der chinesischen Verfassung, also regionale Gesetzgebung

· Kontrollbefugnisse der Regierung, der Staatsanwaltschaft und der Gerichte

· Entscheidungsbefugnisse in besonderen Angelegenheiten, die das Gebiet Tibets betreffen

· Ernennung bzw. Wahl von Beamten der lokalen Regierung, Staatsanwaltschaften und Gerichten.

In China werde das Prinzip der nationalen Gebietsautonomie praktiziert und die Tibeter stellten über 90 Prozent der Bevölkerung in Tibet. Sie genössen politische Autonomie und hätten das aktive und passive Wahlrecht. In Form von Volkskongressen würden sie an der Politik beteiligt und die wichtigen Positionen würden von Tibetern bekleidet. So sei der Vorsitzende des Autonomiegebietes ein Tibeter, ebenso die Kreisvorsteher oder Vorsteher der Gemeinden. 77,7 Prozent der Funktionäre seien Tibeter auf allen Entscheidungsebenen. Zudem könnten sie ihre eigene Sprache lernen und anwenden und die traditionelle tibetische Kultur sowie der Respekt vor der tibetischen Nationalität belieb gewahrt. Darüber hinaus werde das immaterielle Kulturerbe Tibets geschützt und auch der Umweltschutz genieße eine hohe Priorität. Projektentwickler müssen zuerst eine Machbarkeitsstudie vorlegen. Dann würden Fachleute gefragt und natürlich auch die Volksvertreter. Wenn diese ein Projekt ablehnten, werde es nicht weitre verfolgt.

Die Gastgeber erläuterten weiter, die Zentralregierung gebe sehr viel Geld aus,  u. a. für die Eisenbahn nach Lhasa, Telekommunikation, Gesundheit (Krankenhäuser) und Straßenbau.

Wichtig sei auch, dass es eine Frauenquote gebe und Frauen in Bildung und Ausbildung gleichgestellt würden. In Positionen in der Politik und Wirtschaft würden jedoch kaum Frauen eingesetzt. Sie selbst erhöben wenig Anspruch auf diese Positionen. 

Einwanderung nach Tibet sei kein Thema. Die Bevölkerung in dieser Region sei sehr breit aufgestellt.

III.
Urumqi/Xinjiang
Teilnehmerinnen und Teilnehmer:

Abg. Gabriele Lösekrug-Möller, Delegationsleiterin in Xinjiang,

Abg. Günter Baumann,

Abg. Ute Koczy,

Ming Shi (Dolmetscher),

Mario Krebs (deutsche Botschaft),

Andrea Kerstges (Leiterin des Sekretariats des Ausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe),

CPIFA

1. Gespräch mit Vertretern der Staatsanwaltschaft, der Gewerkschaft, des Ausschusses für Nationale Angelegenheiten sowie des Gesundheitsamtes des Autonomiegebiets Xinjiang
Bei diesem Gespräch wurde von deutscher Seite vor allem die Frage der Folter, Todesstrafe, Terrorismusbekämpfung sowie im Bereich Gesundheit Aids-Prävention und –Bekämpfung thematisiert. Letzteres vor allem vor dem Hintergrund der Umsetzung der Ziele des Nationalen Aktionsplans für Menschenrechte. 

Die deutschen Abgeordneten betonten u. a., dass bei der Terrorismusbekämpfung, die in jedem Land legitim und notwendig sei, dennoch darauf geachtet werden müsse, dass diese nicht individuelle Freiheiten einschränke und Menschenrechte außer Kraft setze. Man müsse präventiv und integrativ tätig werden, um den Terroristen den möglichen Nährboden für Nachwuchs zu entziehen. 
Die chinesische Seite hob hervor, der Terrorismus sei eine große Frage für die gesamte Welt. Gerade in Ländern wie z. B. auch in China, mit vielen ethnischen Gruppen und verschiedenen Kulturen sei dies wichtig. Man müsse auf jeden Fall die Wirtschaft der Regionen entwickeln. In China sei das Autonomiesystem der nationalen Minderheiten in der Verfassung festgelegt. Man versuche die Gleichbehandlung der verschiedenen Nationalitäten zu sichern. Xinjiang sei als Autonomiegebiet für Uighuren im Jahre 1955 gegründet worden. 50 Prozent aller Regierungsmitarbeiter gehörten nationalen Minderheiten an. Wichtig sei auch, dass das Recht auf eigene Sprache bei den nationalen Minderheiten sichergestellt sei. Bei der Eheschließung gebe es sogar positive Ausnahmen für die Minderheiten, denen erlaubt werde, bereits zwei Jahre früher als die Han Chinesen zu heiraten. Auch hier nehme man Rücksicht auf die Traditionen. 
In der Familienplanung sei dies ebenfalls der Fall, hier seien zwei Kinder für die nationalen Minderheiten erlaubt, wohingegen die Han Chinesen nur ein Kind haben dürften. Auf dem Land seien sogar auch drei Kinder erlaubt. Die Muslime z. B. brauchten ihre Toten nicht zu verbrennen, wie dies bei den Han Chinesen üblich sei. Auch die speziellen religiösen Feiertage der Minderheiten würden anerkannt und seien arbeitsfrei. Im Hochschul- und im Verwaltungsbereich gebe es Quotenregelungen zugunsten der Minderheiten. 
Mit Blick auf den Terrorismus erklärten die chinesischen Gesprächspartner, dass keine Regierung in der Welt erlauben würde, wenn jemand unter dem Deckmantel der Religion terroristisch tätig werden wolle. Es habe terroristische und separatistische Aktivitäten bei den Uighuren gegeben, dagegen müsse man vorgehen können.

Zur Todesstrafe erklärten die deutschen Delegationsteilnehmer, dass diese auch nach Meinung der Internationalen Staatengemeinschaft kein richtiger Weg zur Bekämpfung von Verbrechen und Terrorismus sei. Auch im letzten Jahr seien erneut Uighuren von der Todesstrafe in China betroffen gewesen. Problematisch sei vor allem, wenn ein unter Folter erreichtes Geständnis zur Todesstrafe führe und sich später andere Fakten ergeben. Dann sei es für den Betroffenen zu spät. Auch im Nationalen Aktionsplan werde erwähnt, dass Folter nicht die richtige Methode sei, um zu Geständnissen zu gelangen. Es sei deshalb von Interesse, zu erfahren, ob über die Themen Folter und Todesstrafe in China diskutiert werde und ob der Nationale Aktionsplan ein Weg hin zu einer solchen Diskussion sein könne. 

Der Vertreter der Generalstaatsanwaltschaft erläuterte, er freue sich außerordentlich über diese Gesprächsmöglichkeit und er könne durchaus bestätigen, dass in Juristenkreisen über die Abschaffung der Todesstrafe diskutiert werde. Er selbst sei der Auffassung, dass die Abschaffung der Todesstrafe gut sei und es langfristig wohl auch dazu kommen werde. Im Übrigen sei dies jedoch nicht die Entscheidung in der Provinz, sondern die des Staates und der Zentralregierung. Seit 2007 gebe es landesweit ein Übergangsrecht zur Todesstrafe, die durch das Oberste Volksgericht verhängt werde. In den verschiedenen Provinzen und Autonomiegebieten müssten dieselben Standards bei der Anwendung der Todesstrafe gelten. Man versuche, die Verhängung der Todesstrafe auf niedrigem Niveau zu halten. Eine schrittweise Reduzierung der Verhängung der Todesstrafe und langfristig auch die Abschaffung der Todesstrafe seien möglich. Dies sei allerdings seine persönliche Beurteilung. 
Zur Folter erklärte er, dass diese in China gesetzlich verboten sei. Um diese gesetzliche Regelung auch umzusetzen, würden Video- und Audioaufzeichnungen bei Verhören gemacht. Dadurch sei das Phänomen der Folter durch Amtsmissbrauch deutlich reduziert worden. Für Xinjiang könne festgehalten werden, dass es dort keine Folter mehr gebe. Im Übrigen werde bei Verhören die Sprache der nationalen Minderheit angewandt, um die Rechte des Betroffenen zu schützen. Für jugendliche Erststraftäter und Kleinkriminelle würden gemäßigte Strafen verhängt. Der Anteil der Todesstrafe in Xinjiang sei „nicht besonders hoch“ und auf jeden Fall niedriger als der nationale Durchschnitt. 
Der Vertreter der Gewerkschaften betonte, die Gewerkschaften in Xinjiang hätten vier Hauptaufgaben:

· Schutz der Interessen der Arbeitnehmer im Rahmen der Interesses des ganzen Volkes

· Aufbau von Einrichtungen für Arbeitnehmer („Haus der Arbeitnehmer“, Kantine, Bibliothek, etc.)

· Beteiligung an Gesetzgebungsverfahren

· Bildung/Ausbildung

Es gebe ein „Amt für soziale Ausbildung und Arbeit“, das von den Gewerkschaftern unterstützt werde. Dort würden z. B. Arbeitslose ausgebildet/umgeschult, um anschließend mit einer neuen Qualifikation eine andere Arbeit finden zu können. 

Auf die Frage nach der Umsetzung des Nationalen Aktionsplans für Menschenrechte im Gesundheitsbereich erläuterte die Vertreterin des Gesundheitsamtes, dass man vor allem im Bereich der Kindersterblichkeit sehr bemüht sei, die Zahlen jährlich zu reduzieren. Insgesamt habe man eine leicht höhere Kindersterblichkeit als im Durchschnitt in China und sei deshalb bemüht, dies zu ändern. Die Transferzahlungen aus Peking nach Xinjiang seien deshalb in diesem Bereich auch höher als im Landesdurchschnitt. 
Mit Blick auf die Lebenserwartung sei man jedoch bereits erfolgreich, da man die angestrebten 73 Jahre schon 2007 erreicht hatte. Auch wolle man insgesamt ein Krankenversicherungssystem aufbauen, was vor allem für die ländliche Bevölkerung wichtig sei, die hier noch völlig unterversorgt sei. Ziel sei es, dass jeder in Xinjiang eine Krankenversicherung habe. Mit Blick auf HIV/Aids sei vor allen Dingen Aufklärung und Prävention wichtig, so die Vertreterin des Gesundheitsamtes auf Nachfrage der Delegation. In den Schulen gebe es Unterricht zu dieser Thematik und jeder Ehepartner werde vor der Eheschließung gesundheitlich überprüft. Menschengruppen mit hoher Infektionsgefahr, wie z. B. Drogenabhängige und Angehörige von Aids-Kranken, würden besonders intensiv aufgeklärt, z. B. über den Gebrauch von Spritzen. Zudem würden Spritzen zur Verfügung gestellt und Kondome an den Universitäten sowie an öffentlich leicht zugänglichen Plätzen und in Hotels. Schwangere Frauen könnten kostenlos freiwillige Tests unternehmen und im Falle, dass sie positiv seien, erhielten sie kostenlose Mutter-Kinder-Maßnahmen. 
Insgesamt, so die Vertreterin des Gesundheitsamtes, könne festgestellt werden, dass einige Ziele des Nationalen Aktionsplans, die erst in zwei Jahren erreicht sein müssten, schon jetzt erreicht seien. 
2. Besuch beim Petitionsbüro der Staatsanwaltschaft in Urumqi
Da die deutschen Abgeordneten den chinesischen Gastgebern sehr deutlich machten, wie wichtig ihnen der Besuch eines Petitionsbüros ist, wurde dieser kurzfristig ermöglicht. Die Delegation besuchte das Petitionsbüro des Generalstaatsanwaltes in Urumqi und wurde dort von mehreren Mitarbeitern des Büros empfangen. Auffällig war, dass die Schreibtische sehr aufgeräumt waren, ein Nebenraum sehr neu und unbenutzt und fast wie ein Wohnzimmer wirkte und dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Petitionsbüros Uniformen trugen. Anhand von einigen Praxisbeispielen zeigte sich sehr deutlich, dass das Petitionswesen in China nicht mit dem deutschen vergleichbar ist. Es wurde zwar dargelegt, dass jede Person kommen und eine Petition einreichen könne, bei der dann geprüft werde, wer zuständig ist. Letztlich werden jedoch Fälle bei dem Petitionsbüro der Generalstaatsanwaltschaft eingereicht, bei der es sich um Beschwerden handelt, die genau in diesen Bereich fallen. D. h. letztlich kontrolliert sich die Generalstaatsanwaltschaft selbst. (In Deutschland hingegen gibt es ein unabhängiges und eigenständiges Beschwerdesystem.) Für Beschwerden im Bereich der Polizei, des Regierungsapparates und der Volksgerichte ist das Petitionsbüro laut seiner Vertreter nicht zuständig. Im Jahre 2008 habe es 583 registrierte Fälle gegeben (in der Zeit von Januar bis November), von denen 412 brieflich und der Rest als persönliche Beschwerde eingegangen seien. 29 Fälle davon seien vom Generalstaatsanwalt behandelt worden. Den Rest habe er zuständigkeitshalber an andere Stellen abgegeben. 90 Prozent der Beschwerden würden positiv für den Petenten entschieden, erklärten die Vertreter des Petitionsbüros. Auf die Bitte, praktische Beispiele darzulegen, wurde ein Fall aus dem Jahre 1996 geschildert, bei der es um die Zahlung von einer Kaution für einen Gefangenen gegangen war. 

Auf Nachfrage von Abg. Baumann, inwieweit es ähnliche Fälle wie in Deutschland gebe, dass z. B. bei dem Bau einer Straße der Lärmschutz nicht eingehalten werde und es aufgrund von Petitionen zu verzögerten Genehmigungsverfahren kommen könne, erklärte die chinesische Seite, dass es dies auch in China gebe. Dies seien jedoch reine Justizverfahren. Das Petitionsbüro sei aber zuständig für Petitionen vor dem Gang zur Justiz. Auch in China gebe es Petitionen, die sich mit den Mängeln bei der Verwaltung und bei den Behörden befassten. Das Petitionsrecht habe zur Schärfung des Rechtsbewusstseins der Bürger beigetragen. 
Auch in China gebe es die Möglichkeit von Sammelpetitionen, von denen vor allem Umweltbereich Gebrauch gemacht werde. Hier liege die Erfolgsquote sogar über dem Durchschnitt. Bei Sammelpetitionen liege die Bearbeitung jedoch nicht ausschließlich bei dem Petitionsbüro, sondern die Mitglieder der Nationalen Volkskommission in Peking sowie die Regionale Volkskommission in Xinjiang würden eingeschaltet. In der Regionalen Volkskommission in Xinjiang gebe es ein Petitionsamt. In der gesamten Region Xinjiang gebe es 110 Büros der Staatsanwaltschaft und genauso viel Petitionsbüros. Werde dort ein Fall abgelehnt, könne der Petent noch immer bis in die Zentrale gehen.

Auf die Frage inwieweit es bei den Entscheidungen über Petitionen einen Ermessensspielraum gebe, erklärte der Abteilungsleiter des Petitionsbüros, einen solchen gebe es nicht. Es gebe normative Regeln und formale Kriterien, an die man sich halten müsse. Die Entscheidung müsse stets dem Gesetz folgen und Staat und Individuum seien gleichberechtigte Partner im Petitionswesen.
3.
Gespräch und Abendessen mit Verantwortlichen des Autonomiegebiets Xinjiang

Die Gastgeber informierten die deutsche Delegation über die historischen, geographischen und bevölkerungsspezifischen Gegebenheiten der Region Xinjiang. In der Region lebten etwa 21,3 Mio. Menschen, die zu 47 verschiedenen Ethnien gehörten, 13 davon seien große Ethnien. Insgesamt machten die nationalen Minderheiten 60 Prozent der Bevölkerung aus. In Xinjiang lebten etwa 9,3 Mio. Uighuren und 8,5 Mio. Han Chinesen. Das Land grenze an acht Nachbarstaaten, darunter Indien, Pakistan, Afghanistan und die Russische Föderation und habe insgesamt eine Grenze von 5.600 km Länge. In Xinjiang gebe es 138 verschiedene Bodenschätze, darunter Öl, Gas und Kohle. Der Regionalregierung komme es auf drei Dinge an: 
· Solidarität der Ethnien

· eine schnelle Entwicklung der Wirtschaft

· Stabilität der Gesellschaft.

Allein in der Zeit von 2008 bis 2009 habe sich das Einkommen der Bewohner in Xinjiang um 16 Prozent gesteigert. Das Bruttoinlandsprodukt sei um neun Prozent angestiegen. Xinjiang spüre auch etwas von der Finanzkrise, sei davon aber nicht so schlimm betroffen wie andere Länder, z. B. Deutschland. 2008 habe die chinesische Regierung 81,6 Mrd. Yuan Fördermittel in die Region investiert. Dies sei ein Anstieg um 25 Prozent. In Xinjiang gebe es sechs große Religionen, darunter auch Taoisten und evangelische sowie katholische Christen. Insgesamt gebe es 13 Mio. Gläubige und 24.000 Religionsstädten. Es gebe ein Gesetz für ethnische und religiöse Minderheiten, das die Freiheit der Religionsausübung gewähre. Sowohl die ethnischen als auch die religiösen Gruppen seien vor dem Gesetz gleichgestellt. In Xinjiang würden an den Schulen zwei Sprachen gleichberechtigt unterrichtet: Chinesisch und die jeweilige Minderheitensprache. In Xinjiang lege man Wert auf den Schutz der Menschenrechte und sowohl Religion als auch Sprache und kulturelle Traditionen würden gefördert. 

Die Delegationsleiterin, Abg. Lösekrug-Möller, bedankte sich für die Ausführungen und erklärte, es sei eine gute Entscheidung gewesen, bei der Reise auch Xinjiang zu besuchen. Für die Delegation seien die Menschenrechte und die Entwicklung des Menschenrechtsdialoges sowie des Rechtsstaatsdialogs Deutschlands mit China sehr wichtig. Es liege deshalb in der Natur der Sache, dass die Delegationsteilnehmerinnen und –teilnehmer immer die schwierigen Dinge ansprächen. Angesichts der immer enger zusammenwachsenden globalisierten Welt sei ein enger Gedankenaustausch wichtig und notwendig. Bilaterale Begegnungen wie diese bei der Delegationsreise seien außerordentlich wichtig, um eine stabile Basis für zukünftige Kooperationen zu schaffen. Für sie und die Delegationsteilnehmerinnen und –teilnehmer sei es wichtig, eine positive Entwicklung möglichst für jeden Einzelnen zu erreichen. 
Die Gastgeber betonten, China könne und wolle sehr schnell lernen. Die Europäer wollten allerdings, dass China zwar die politischen Dinge übernehme und sich angleiche, wenn aber im wirtschaftlichen Bereich ähnliches passiere, bekomme der Westen Angst vor China. Der Westen solle versuchen, Chinas Traditionen und das chinesische Denken zu verstehen, sonst könnten aus Versehen Missverständnisse aufkommen und Fehler passieren, so dass sich die andere Seite vor den Kopf gestoßen fühle. Der Westen müsse versuchen, sich in die Chinesen hineinzuversetzen. Wichtig sei vor allem gegenseitiger Respekt und Verständnis für die jeweils andere Seite. 
Die deutschen Delegationsteilnehmer legten dar, inzwischen sei in den deutsch-chinesischen Beziehungen schon sehr viel erreicht und man erkenne an, dass es große und gute Veränderungen in kurzer Zeit in China gegeben habe. Wichtig sei aber auch, dass u. a. mehr Frauen in der Politik aktiv würden und Verantwortung übernehmen könnten. Die chinesische Regierung dürfe die Augen nicht vor den gesellschaftlichen und politischen Verhältnissen verschließen. Für eine demokratische Entwicklung sei es ferner wichtig, dass das Individuum zähle und einklagbare Rechte erhalten. Mit Blick auf die Gewichtung und Einschätzung der Notwendigkeit und Einklagbarkeit von Menschenrechten hätten die chinesische und die deutsche Seite eine andere Auffassung. Der Dissens in diesem Punkt bleibe wohl auch bestehen. Damit müsse man leben. Unter Freunden müsse es jedoch möglich sein, sich gegenseitig die Meinung zu sagen. Langfristig komme man durch mehr Gespräche zu einem vertieften Verständnis. Wichtig sei vor allen Dingen, immer zu versuchen eine friedliche Lösung zu finden. Langfristig sei ein Konflikt keine tragfähige Lösung, und zwar in keinem Bereich.
4. Informationsgespräch mit dem Wirtschaftsberater des Autonomiegebiets Xinjinang
Prof. Tang erläuterte den Abgeordneten die geologischen und geographischen Gegebenheiten in Xinjiang. Bei allen Entscheidungen und Bewertungen müsse gesehen werden, dass Xinjiang außerordentlich groß sei, enorm viele Bodenschätze habe und die Einwohner sehr weit verstreut lebten, was deren Versorgung problematisch und sehr teuer mache. Die vier autonomen Provinzen in China, die von der Fläche her insgesamt kleiner seien als die autonome Region Xinjiang bekämen von der Zentralregierung zwei Billionen Yuan pro Jahr. Das Autonomiegebiet Xinjiang hingegen bekomme 15,8 Mrd. Yuan. Das Handelsvolumen sei in der Zeit von 1996 bis 2000 auf 16,8 Mrd. Yuan angestiegen, davon entfielen 80 Prozent auf den Handel mit den Nachbarstaaten. Xinjiang habe drei Atommächte als Nachbarn: Russische Föderation, Indien und Pakistan. Zudem grenze es an fünf islamische Staaten, so dass Xinjiang vom islamischen Fundamentalismus beeinträchtigt werde. Es sei weit weg von Seen und umgeben von Bergen. Von den 300.000 km² im nördlichen Becken seien 50.000 km² Wüste. Im südlichen Becken, das etwa 500.000 km² umfasse, seien sogar 330.000 km² Wüste. Dies sei die zweitgrößte Wüste der Welt. Positiv sei die Entwicklung bei den Oasen, d. h. den bewohnbaren Flächen der Wüste entlang der Becken. Heute habe man in Xinjiang 70.000 km² Oase, 1950 seien es noch 13.000 km² gewesen. Früher seien die Oasen autark und isoliert gewesen, jetzt stünden sie in direktem Austausch mit der Außenwelt. Die größte Oase sei Urumqi mit 2,3 Mio. Menschen. In Xinjiang habe man insgesamt sehr schwierige Verhältnisse und das Wasser sei entscheidend für das Schicksal dieser Region, zumal die Verteilung sehr unausgewogen sei. 

Auf die Nachfragen nach der Menge der Ölreserven und der Methoden der Ölgewinnung antwortete Herr Prof. Tang ausweichend und erklärte, die Menge der Ölreserven sei ein Staatsgeheimnis. Im Übrigen würde bei Benutzung von Wasser zum Herausdrängen des Öls der Wasserhaushalt insgesamt ausgeglichen. Dies gelte bei der gesamten industriellen Produktion. Es zeichne sich aber schon jetzt ab, dass langfristig die Kohle von Xinjiang eine wichtige Energiesäule in China sein werde. Eine Eisenbahnlinie zum Transport der Kohle werde bereits gebaut. Derzeit liege der Verkaufspreis für Öl bei 40 bis 50 US-Dollar pro Barrel. Er müsse bei 70 US-Dollar pro Barrel liegen, damit sich die Kohleförderung finanziell lohne. Allerdings müsse auch gesehen werden, dass die Ölförderung in Wüstenregionen extrem teuer sei. Nennenswerte Ölförderungen gebe es derzeit in der arabischen Welt, in Nordafrika, in der Russischen Föderation und dem Kaspischen Meer sowie in Nordamerika. Die Konsumgebiete für dieses Öl lägen allerdings in Europa, in den USA und in Fernost. Das Öl für China komme vor allem aus dem Persischen Golf und aus Nordafrika. China importiere jährlich 180 Mio. Tonnen Öl. 

Die deutschen Abgeordneten stellten fest, Xinjiang sei als Transportweg für  Energie wichtiger als als Energieversorger. Auch sei zu befürchten, dass durch den Vorrang der energie- und wirtschaftspolitischen Ziele die ökologischen und sozialen Probleme der Uighurischen Bevölkerung zu sehr in den Hintergrund treten. 

Die ökologischen Folgen, so Prof. Tang, seien zwar vorhanden, aber für die Bewohner nicht spürbar und auch erst in der Folgezeit ersichtlich. Xinjiang sei in der Anfangsphase der Industrialisierung wohingegen Europa bereits Post-Industrialisie-rungsaspekte berücksichtigen könne. Wenn man, wie in Europa, bereits genug zu essen habe, könne man über besseres Essen nachdenken. In Xinjiang hingegen könne man sich nur ernähren. Ein sofortiger Umweltschutz und nicht erst in Zukunft sei eine Idee von denjenigen, die bereits genug zu essen hätten. In Xinjiang gehe es um das Überleben, die Entwicklung und die Sicherheit. Europa sei im Umweltschutz sehr viel weiter als Xinjiang und auch die Luftqualität dort sei sehr viel besser. Diese sei im Urumqi sehr schlecht. 

Die Bundestagsabgeordneten verwiesen darauf, dass auch in diesem Bereich ein Dialog zwischen Europa und China sehr wichtig und wünschenswert sei. Umweltprobleme machten schließlich nicht an den Landesgrenzen halt. Auch in Deutschland habe man lange für einen besseren Umweltschutz gekämpft, aber inzwischen auch viel erreicht und z. B. im Ruhrgebiet wieder saubere Flüsse und einen blauen Himmel.

5. Besuch einer evangelischen Kirchengemeinde
Bei dem Gespräch mit Vertreterinnen und Vertretern einer evangelischen Kirchengemeinde in Urumqi betonte die deutsche Delegation, das Gebot der Nächstenliebe sei eng verbunden mit allen Fragen der Menschenrechte und dies habe letztlich die deutschen Abgeordneten zu der Gemeinde geführt. Denn bei der Diskussion über Menschenrechte müsse auch die Frage der Freiheit der Religionsausübung thematisiert werden. Die Delegation interessiere, wie nach Einschätzung der Kirchengemeinde die Möglichkeit der freien Religionsausübung in Urumqi ist. 

Die Vertreterin der „Mengde Road Church“ erklärte, man freue sich sehr über diesen Besuch. Xinjiang sei eine Region mit verschiedenen Nationalitäten, Glaubensrichtungen und Kulturen. Man lebe wie eine große Familie in großer Harmonie zusammen. Die chinesische evangelische Kirche in Xinjiang gebe es bereits sei 1945. Sie seit 1985 wiedereröffnet worden und nach und nach komme auch wieder Normalität in diese Kirche. Ein neues Kloster habe sich entwickelt und es gebe auch wieder die Möglichkeit der Ausbildung von Pfarrern und anderem religiösem Personal. Die neue Kirche gebe es seit 1995. Man habe etwa 1.000 Gläubige in dieser Gemeinde. Die Gemeinde habe drei Chöre, von denen zwei für das Gebiet zuständig seien, der dritte für Hochzeits- und Familienfeiern für die Gläubigen. Zu den regelmäßigen Aktivitäten der Gemeinde gehörten auch internationale Friedensgebete. Taufen und Hochzeiten seien ebenfalls selbstverständlich. In der Nähe der Gemeinde gebe es ein Altersheim und auch Kinderheime. Wichtig sei auch für die Gemeinde, in Harmonie mit den Nachbarn zu leben. 

Auf die Nachfrage, inwieweit Ökumene eine Rolle spiele und ob es z. B. bei katholischen Gläubigen möglich sei, eine Frohenleichnamsprozession durchzuführen, erklärte die Vertreterin der Gemeinde, die katholische Kirche sei nicht sehr viel anders als die evangelische Gemeinde und man habe ein harmonisches Verhältnis zueinander. Mit Menschen, die lebten wie sie selbst, sei man für einen Dialog und Meinungsaustausch. 
Auf die Nachfrage von dem Verhältnis zwischen Kirche und Staat und dem von jungen Leuten zur Kirche, erklärte die Vertreterin der evangelischen Gemeinde, früher hätten die Gläubigen in der chinesischen Gesellschaft viele Schwierigkeiten gehabt. Jetzt ändere sich dies. Man habe bessere Entwicklungsmöglichkeiten und zähle jedes Jahr neue Mitglieder, darunter auch jüngere Menschen. Die evangelische Gemeinde sei zurzeit in ihrer „besten Zeit“. Auf die erneute Nachfrage nach der Möglichkeit von Prozessionen, erklärte sie, das religiöse Leben sei in China anders als das in Europa. Im Übrigen strebten junge Leute vor allem Wissen und Wissen über Technik an. 

Zum Abschluss des Gesprächs betonte Abg. Lösekrug-Möller noch einmal die Bedeutung der freien Religionsausübung. Man erfahre oft, dass aktive Gläubige die Menschenrechte stark voranbringen. 

6. Besuch der Islam-Akademie (Koranschule)
Teilnehmerinnen und Teilnehmer:

Wupuer Raxiti, Präsident der Islamischen-Akademie Xinjiang

Abudu Rehepu, Vizepräsident

Maimaiti Jiang, Direktor des Generalbüros sowie weitere Lehrer und Studenten

Bei der Vorstellung der Islam-Akademie las der Präsident der Akademie einen vorbereiteten Text vor. Er erklärte, er wolle zunächst die Arbeit der Schule vorstellen und dann Fragen beantworten. Seinen Ausführungen zufolge studieren derzeit 160 Studenten an der Schule und werden von 58 Lehrern bzw. Mitarbeitern betreut. 1983 sei mit dem Bau der Akademie begonnen worden, 1987 sei er fertig gestellt worden. Die Sprache der Schule sei uighurisch. Die Schule sei mit Genehmigung des Staatsrates gegründet worden und sie sei die einzige religiöse Hochschule in China. Der offizielle Name sei „Akademie für islamische Theologie“. Sie sei aber eine Koranschule. Ziel sei es, unter Führung der Partei an der religiösen Freiheit festzuhalten und dabei unabhängig zu bleiben. Man bilde junge Mitarbeiter aus, um ihnen religiöse Kompetenz zu vermitteln. Auch den Koranschülern werde vermittelt, dass bei religiöser und ethnischer Unabhängigkeit an der Einheit des Landes festgehalten werde. Es gebe zum einen einen Bachelor-Studiengang, der fünf Jahre dauere, und ausgesuchte Kurse für jüngere Mitarbeiter, die im Bereich der Religion tätig sind. Aufgenommen werden könnten alle jüngeren Menschen, die sich für Partei, Sozialismus und Vaterland einsetzten und den Islam lieben. In der Regel seien die Studenten bei der Aufnahme zwischen 18 und 25 Jahre alt. Bevorzugt würden Absolventen, Studenten von anderen Koranschulen in Xinjiang, die bereits vor dem Studium als Mitarbeiter im religiösen Bereich tätig waren. Religiöse Verbände könnten Studenten empfehlen, die Studenten selbst würden sich aber freiwillig bewerben. Die Kommission für soziale Angelegenheiten führe die Aufnahmeprüfung durch und wähle die Besten aus. Der Unterricht umfasse 30 Prozent allgemeines Wissen und 70 Prozent religiöse Studien. Das allgemeine Wissen umfasse Politik, Basiswissen über die Han Chinesen und die Uighuren sowie über Computer und Sport. Nach Erwerb eines Bachelor-Titels gingen die Studenten zurück in die Regionen, aus denen sie gekommen sind. Seit 1987 seien 705 Studenten aufgenommen worden. 540 davon hätten einen Bachelor-Titel erworben. Diese seien verstreut auf Gemeinden, Moscheen und Koranschulen in Xinjiang. Zudem gebe es halbjährliche Seminare, die bisher von etwa 1.400 Studenten absolviert worden seien. Man habe auch schon Studenten im Auftrag des Ministeriums für religiöse Angelegenheiten ausgebildet. 
Auf Nachfrage erläutert er, die Studiengebühr betrage etwa 15.000 Yuan (150 Euro) pro Jahr. Viele ehemalige Studenten seien inzwischen Mitglied in der Nationalen Volkskommission. Auf die Nachfrage zu der Möglichkeit des Pilgerns nach Mekka, das für einen gläubigen Muslim eines der wesentlichen Bestandteile der Religionsausübung sei, erklärte der Präsident der Akademie, Pilgern sei eine der fünf Aufgaben der Muslime und fast alle an der Akademie hätten bereits eine Pilgerfahrt gemacht. Man nehme das Pilgern sehr ernst und vermittle dies auch an die Studenten. Wer pilgern wolle, müsse gesund sein und über genug Geld verfügen. Die Statistik über die Pilgerer werde bei der Kommission für nationale Angelegenheiten geführt. Diese sei auch für die Genehmigung der Pilgerreise zuständig. 
Vizepräsident Rehepu ergänzte, jährlich würden etwa 2.500 bis 3.000 Muslime aus Xinjiang nach Mekka pilgern. Die Kommission wähle die Gläubigen aus verschiedenen Regionen aus. 
7.
Gespräch mit Jura-Studenten der Universität Xinjiang

Teilnehmerinnen und Teilnehmer: Studenten und Lehrkörper

Nach einer kurzen Vorstellung der verschiedenen Institute der Universität erkundigte sich Abg. Lösekrug-Möller, ob die Menschenrechte auch ein Teil des Curriculums der Juristischen Fakultät seien. Der stellvertretende Direktor der Universität erklärte, dies sei nicht der Fall. Insgesamt gebe es etwa 32.000 Studenten der Universität Xinjiang und etwa 1.600 Lehrkräfte. Seit 1985 beteilige man sich auch an einem internationalen Austausch von Professoren und Studenten. Zurzeit seien etwa 400 ausländische Studenten aus über 20 verschiedenen Staaten an der Universität. Bei der Rechtswissenschaft orientiere man sich an der russischen Rechtsschule. Diesen Studiengang gebe es seit 1981 als Hauptstudiengang. Seit 2006 bestehe das heutige Institut für Jura. Dort gebe es 66 Lehrkräfte, 800 Studenten und davon über 300 Aspiranten auf einen akademischen Titel. Bei den Lehrinhalten an der Juristischen Fakultät habe die Verfassung eine zentrale Position. 

Um die Studenten mit in die Diskussion einzubinden, wandte sich Abg. Baumann direkt an diese. Ihn interessiere, welche Vorstellungen die Studenten von ihrem Studium und ihrem zukünftigen Beruf hätten. In Deutschland strebten viele Jurastudenten eine eigene Kanzlei und die Möglichkeit, viel Geld zu verdienen, an. 

Eine Studentin erläuterte, das Ziel viel Geld zu verdienen, sei bei ihnen nicht vorrangig. Sie selbst konzentriere sich auf das Wirtschafts- und Handelssystem in Zentralasien sowie das Völkerrecht. Hierbei gehe es um die Positionierung des Völkerrechts und die Auslegung in China. Ihre berufliche Zukunft sehe sie im Bereich des internationalen Völkerrechts und glaube auch, dass nur mit dem Wachsen von internationalen Beziehungen auch die Ausbildungsgebiete für die Menschen in China anstiegen und breiter gefächert würden. 

Eine zweite Studentin erläuterte, sie befasse sich schwerpunktmäßig mit Rechtstheorie und sehe auch, dass Geldverdienen wichtig sei, aber dies stehe nicht an erster Stelle bei der zukünftigen Berufswahl. China sei in einer intensiven Aufbauphase und dabei gehe es auch um den Aufbau des Rechtsstaates. Hier sei es notwendig, dass die Jurastudenten ihre Verantwortung für die Gesellschaft übernähmen. 

Auf Nachfrage, ob die Themen Menschenrechte und Sozialstaat bei der Ausbildung eine Rolle spielten, erläuterten die Studenten, es gebe zwar keine spezifische Ausrichtung und Lehreinheit für Menschenrechte, der Begriff sei aber eng mit anderen Themen verbunden. Wenn es um körperliche Unversehrtheit und soziale Rechte gehe, seien Menschenrechte darin enthalten. Auch sei die chinesische Verfassung mit dem Recht auf Menschenrechten verknüpft. Wichtig sei es, dass es den verfassungsrechtlichen Rahmen gebe, aber auch das Zivilrecht biete einen Rechtsschutz. Die Studenten betonten, dass für sie die Auseinandersetzung und Befassung mit dem Europäischen Menschenrechtsgerichtshof und mit dem internationalen Recht sehr wichtig sei. Man wolle in diesem Bereich nicht nur mehr wissen, sondern hoffe auch auf einen engeren Austausch mit Studenten und Wissenschaftlern anderer Länder. 

Einer der Professoren erläuterte, die chinesische Verfassung befasse sich zu 60 Prozent mit den Rechten der Bürger. In Europa sei der Sprachgebrauch von Menschenrechten im Übrigen ein sehr viel älterer als in China. 

Ein weiterer Student legte dar, er befasse sich mit internationalem Strafrecht und schreibe eine Dissertation über Usbekistan und die Abschaffung der Todesstrafe in diesem zentralasiatischen Staat. Somit habe diese Arbeit einen engen Bezug zu Menschenrechten. In vielen europäischen Staaten sei die Todesstrafe seit langem abgeschafft und ihn interessiere sehr, wie sich die weitere Entwicklung in Zentralasien in diesem Bereich gestalte. Er wisse sehr wohl Bescheid über die Menschenrechtscharta und die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen sowie die beiden Pakte, bürgerliche und politische Rechte, WSK-Pakt. In Europa gebe es einen nationalen Konsens zum Schutz der Menschenrechte und zur Abschaffung der Todesstrafe. Dort herrschten klare Bedingungen, dies sei in China noch nicht der Fall. Deshalb sei es in China zurzeit noch nicht möglich, die Todesstrafe abzuschaffen. Er glaube aber, dass es in einigen Jahren durchaus denkbar ist, dies auch in China zu tun. 
Ein weiterer Professor erklärte, es gebe zwar kein direktes Fach Menschenrechte bei der Juristenausbildung, dennoch befasse man sich indirekt damit, da man sich mit den Pakten der Vereinten Nationen befasse. China sei den beiden Pakten beigetreten. In China sei Folter verboten und es bestehe ein Aussageverweigerungsrecht. Es gehe bei der Juristenausbildung auch darum, die Studenten darin zu schulen, an welchen Stellen es im nationalen chinesischen Rechte noch Mängel gebe. 

Abg. Koczy verwies auf den Rechtsstaatsdialog mit China. Sie sei vor drei Jahren in China gewesen und sei sehr pessimistisch, was die Entwicklung dieses Dialogs angehe. Sie habe großen Respekt vor der Größe des Landes, sehe aber auch, dass es darauf ankommen werde, dass es genug fähige Juristen gibt, die sich dafür einsetzen, dass das nationale chinesische Recht mit dem internationalen Recht übereinstimmt. Deshalb sei es wichtig für die deutschen Abgeordneten zu sehen, dass es viele engagierte junge Menschen an der Universität gebe, die wissen, wie wichtig dieses Anliegen ist. Sie interessiere in diesem Zusammenhang, was die Studenten von diesem Dialog mitbekommen und wie sie ihn einschätzen.

Einer der Professoren erläuterte, an der Universität in Xinjiang bekomme man nicht sehr viel mit von dem Rechtsstaatsdialog Chinas mit Deutschland und noch weniger von dem Menschenrechtsdialog. Man diskutiere zwar viel über das Justizsystem, habe aber zuwenig Teil an einem internationalen Austausch über solche Themen. Das Interesse sei allerdings sehr groß.

Ein Professorenkollege ergänzte, es sei tatsächlich so, dass man in Xinjiang relativ wenig mitbekomme, was in anderen Ländern passiere. Man erfahre einiges über persönliche Kontakte, aber auch über das Internet. Evtl. könnten ja die Abgeordneten in Deutschland versuchen, wissenschaftliche Kontakte für die Studenten und Professoren an der Universität Xinjiang herzustellen.

Abg. Koczy erklärte, man werde prüfen, ob dies z. B. über die politischen Stiftungen in Deutschland möglich sei. 

Abg. Baumann ergänzte, die Studenten hätten sehen können, dass die deutschen Abgeordneten großes Interesse an diesem Thema hätten. Er würde sie deshalb auffordern, auf die Abgeordneten zuzukommen; man helfe gerne. 
Abg. Lösekrug-Möller betonte abschließend, dass dieser Besuch an der Universität sehr wichtig sei, da er das Gesamtbild des Eindrucks von China abrunde.
C.
Empfehlungen
- Förderung/Anregung von Städtepartnerschaften
- Förderung von binationalen und internationalen akademischen Kontakten (z. B. Einladungen zu Seminaren in China bzw. für Chinesen in Europa/Deutschland)

- Delegationsreisen des Menschenrechtsausschusses in der 17. Wahlperiode

- Ausbau der bilateralen Kontakte auf Parlaments-, Regierungs- und NGO-Ebene

- Unterstützung/Beteiligung von Austauschprogrammen und Projekten der politischen Stiftungen

- Intensivierung der Kontakte des Petitionsausschusses mit den regionalen Petitionsbüros in China sowie Unterstützung beim Auf- und Ausbau eines unabhängigen Petitionswesens in China

D. Dank

Trotz des stark durch die chinesische Seite geprägten Programms und der eingeschränkten Bewegungsfreiheit vor allem in Lhasa kann durchaus von einem Erfolg der Reise gesprochen werden. Dieser war nur möglich durch die hervorragende, flexible und hochkompetente Betreuung bei der Planung und Durchführung durch die deutsche Botschaft in Peking, die Politische Abteilung sowie das Parlaments- und Kabinettsreferat im Auswärtigen Amt. Sehr hilfreich waren zudem die Vorgespräche in Berlin mit den Nichtregierungsorganisationen, amnesty international, Human Rights Watch und der Tibet Initiative Deutschland sowie Vertretern von Epoch Times.  
Ein besonderer Dank gilt den beiden Dolmetschern Florian Reissinger und Ming Shi, die nicht nur in hervorragender und sehr ausdauernder Weise die Kommunikation zwischen den Abgeordneten und den Gesprächspartnern vor Ort erst ermöglichten, sondern die durch ihr umfassendes Hintergrundwissen und tiefes Verständnis der chinesischen Geschichte und Politik außerordentlich zum Verständnis des Gehörten beitrugen. Gedankt sei an dieser Stelle auch der CPIFA, durch deren Einladung die Reise als solche erst ermöglicht wurde und dem steten Bemühen der chinesischen Botschaft in Berlin, die Reise stattfinden zu lassen.
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